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Der wesentliche Punkt ist allerdings folgender – 
und deshalb spreche ich von Rechtsbruch –: 
Wenn in diesem Papier klar von Wählerzielgrup-
pen die Rede ist – ich habe Ihnen die Zitate heute 
nochmals vorgetragen; Sie waren gestern ja nicht 
die ganze Zeit anwesend; insofern haben Sie es 
vielleicht nicht mitbekommen –, dann können wir 
hier erwarten, dass der Ministerpräsident sich von 
diesen Äußerungen distanziert, was er bisher a-
ber nicht getan hat. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Denn das ist ein Rechtsbruch. Hier geht es um 
den Grundsatz der Gewaltenteilung in diesem 
Staat. Es geht darum, dass Parteiinteressen nicht 
mit Regierungsinteressen und den Interessen die-
ses Landes vermengt werden. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ein bisschen kamen Sie mir heute vor wie im Kin-
dergarten. 

(Zurufe von der CDU: Ja, natürlich!) 

Sie haben keine Antwort, wenn man Ihnen sagt: 
Du hast doch das und das gemacht. – Statt eine 
Antwort zu geben, sagen Sie dann: Aber du hast 
damals das und das gemacht. Da war doch der 
Kindsmüller-Fall. – Meine Damen und Herren, Sie 
können die Protokolle gerne noch einmal nachle-
sen. Ich habe das getan. Lesen Sie das einmal in 
den Protokollen nach. 

(Zuruf von der CDU: Damals war das ein 
Skandal, aber jetzt nicht!) 

Es gibt einen entscheidenden Unterschied: Wir 
haben die notwendigen Schlüsse aus dem ent-
sprechenden Papier gezogen, und Herr Kindsmül-
ler hat seinen Posten verlassen müssen. Ich frage 
Sie nun noch: Welche Konsequenzen ziehen Sie 
aus diesem Papier? 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Kraft. – Als nächster Redner hat 
Herr Kollege Stahl für die Fraktion der CDU das 
Wort. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Helmut Stahl (CDU): Frau Kraft, als Vorsitzender 
der stärksten Fraktion in diesem Saal kann ich Ih-
nen natürlich nicht das letzte Wort überlassen – 
insbesondere nicht mit einem solchen Abgang, 
wie Sie ihn hier versucht haben. 

Ich habe vorhin dem Kollegen Kuschke zugeru-
fen, dass ich an seiner Stelle heute Morgen nicht 

ans Pult gegangen wäre. Ich wäre rot geworden, 
Herr Kuschke. Ich hätte mich geschämt, richtig 
geschämt. 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Er ist rot, Herr Stahl!) 

Ich habe eine sehr gute Erinnerung daran, dass 
ich vor zwei Jahren, vom Dezember 2003 bis in 
den März 2004 hinein, zusammen mit der Kollegin 
Thomann-Stahl, die damals noch im Landtag war, 
Herrn Breuer und anderen hier stand und Sie ge-
jagt habe. Das war zugegebenermaßen nicht be-
quem für Sie. Es hatte aber einen Grund. Der 
Grund bestand darin, dass Sie Partei- und Staats-
interessen in eins gesetzt haben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Frau Kraft, wenn Sie der Regierung vorwerfen, 
Partei- und Staatsinteressen in eins zu setzen, 
dann sollten Sie sich schämen; denn Sie haben 
genau das getan. 

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Sie sagen, daraus seien Schlussfolgerungen ge-
zogen worden. Das haben Sie eben nicht getan. 
Schlussfolgerungen haben die Wählerinnen und 
Wähler am 22. Mai gezogen. Man hat Sie abge-
wählt. Das ist gut so, und wir gehen mutig, stolz 
und tatkräftig in die Zukunft. 

(Beifall von CDU und FDP – Lachen von der 
SPD – Rainer Schmeltzer [SPD]: Was war 
das denn für ein Auftritt? – Prof. Dr. Gerd 
Bollermann [SPD]: Ablenkungsvortrag!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Stahl. – Zum jetzigen Zeitpunkt lie-
gen mir keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich 
schaue aber noch einmal in die Runde. – Das 
bleibt auch so. Dann schließe ich die Aktuelle 
Stunde, meine Damen und Herren. 

Damit kommen wir zum nächsten Tagesord-
nungspunkt: 

3 Gesetz über die Feststellung eines zweiten 
Nachtrags zu den Haushaltsplänen des 
Landes Nordrhein-Westfalen für die Haus-
haltsjahre 2004/2005 (Zweites Nachtrags-
haushaltsgesetz 2005) und zur Änderung 
des Besoldungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesbesoldungs-
gesetz – LBesG NRW) und zur Änderung 
des Gesetzes zur Regelung der Zuweisun-
gen des Landes Nordrhein-Westfalen an 
die Gemeinden und Gemeindeverbände in 
den Haushaltsjahren 2004/2005 (Gemeinde-
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finanzierungsgesetz – GFG 2004/2005) und 
zur Regelung des interkommunalen Aus-
gleichs der finanziellen Beteiligung der 
Gemeinden am Solidarbeitrag zur Deut-
schen Einheit in den Haushaltsjahren 
2004/2005 (Solidarbeitragsgesetz – SBG 
2004/2005) und zur Änderung des Gesetzes 
über die Finanzierung der Ersatzschulen 
(Ersatzschulfinanzgesetz – EFG) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksachen 14/300 und 14/800  

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Haushalts- und Finanzausschusses  
Drucksache 14/900  

zweite Lesung  

dritte Lesung  

Ich weise außerdem auf den Entschließungsan-
trag Drucksache 14/918 hin.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne die 
Beratung und erteile als erstem Redner dem Kol-
legen Volkmar Klein für die Fraktion der CDU das 
Wort. 

Volkmar Klein (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie 
mich mit einem Zitat beginnen: 

„Trotz des großen Anteils an gebundenen Aus-
gaben im Haushalt halten wir an unserem fi-
nanzpolitischen Kurs fest. Wir wollen bis zum 
Jahr 2005 die Nettoneuverschuldung auf unter 
2,5 Milliarden € senken. Das sind, wie in der 
Koalitionsvereinbarung verabredet, 5 Milliar-
den DM.“ 

Das war verbunden mit dem Hinweis, das erfolge 
„natürlich unter Einbeziehung des Bau- und Lie-
genschaftsbetriebs“. 

Ich vermute, Sie ahnen es schon. Diese Aussage 
entstammt der Rede des früheren Finanzministers 
Peer Steinbrück vom 5. September 2001 zur Ein-
bringung des Haushalts 2002.  

Bei näherer Betrachtung erweist sich dieses Zitat 
als gleich dreifach äußerst aufschlussreich. 

Wenn Herr Steinbrück von einer Senkung der 
Nettoneuverschuldung auf 2,5 Milliarden € bis 
zum Jahr 2005 spricht, dann kann man wohl nur 
zu dem Ergebnis kommen, dass rückblickend be-
trachtet alles nur Show und Ankündigung war. 
Ankündigungsminister! Mit den rot-grünen Fi-
nanzministern ist es fast so wie mit jemandem, 

der Alpengipfel erstürmen will, dann aber schon 
bei den allerersten Hügeln des Siebengebirges 
vor der eigenen Haustür in Bonn schlapp macht.  

Die Nettoneuverschuldung war bereits im ersten 
Nachtrag des Jahres 2005 von Rot-Grün fast 
doppelt so hoch wie von Steinbrück prognostiziert. 
5,3 Milliarden € waren angesetzt, aber so ge-
schätzt, dass es passte. Jetzt haben wir Transpa-
renz geschaffen und die richtigen Zahlen auf den 
Tisch gelegt. Wir haben festgestellt, dass die von 
Rot-Grün zu verantwortende Nettoneuverschul-
dung im Jahr 2005 richtig betrachtet 7,4 Milliar-
den € ausmacht und damit genau dreimal so hoch 
liegt wie damals von Herrn Steinbrück für dieses 
Jahr angekündigt. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 
haben bewiesen, dass Sie nicht in der Lage wa-
ren, die finanziellen Geschicke dieses Landes zu 
steuern. Diese Schulden sind Ihre bittere 
Schlussbilanz, meine Damen und Herren!  

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie es noch ein-
mal!) 

– Ich kann es noch einmal wiederholen: Diese 
111 Milliarden € sind nicht Ihre persönliche, aber 
die Schlussbilanz der alten rot-grünen Landesre-
gierung. 

(Beifall von der CDU) 

Lassen Sie mich mit einem mindestens genauso 
interessanten Punkt aus dem Zitat von Herrn 
Steinbrück, fortfahren. Ich darf noch einmal wie-
derholen. Er erklärte Ende 2001 bei der Einbrin-
gung des Haushalts 2002, dass er die finanzielle 
Situation des BLB in die Rechnung mit einbezie-
hen wollte, was die Neuverschuldung angeht.  

Liebe Frau Kraft, liebe Frau Walsken, wenn ich 
dann Ihre Bemerkungen der letzten Zeit an-
schaue, dann tun sich aber himmelweite Unter-
schiede zu Ihrem früheren Finanzminister und Mi-
nisterpräsidenten auf. Frau Kraft, ich darf Sie an 
Ihre Pressemitteilung vom 20. September erin-
nern. Sie schrieben: weder der BLB noch die BVG 
des Landes brauche diese Milliardenspritze.  

(Gisela Walsken [SPD]: Genau richtig!) 

Hier geht es aber nicht um ein Rechtsseminar, ob 
das rechtlich erforderlich ist. Es geht um die rich-
tige Zuordnung. 

(Gisela Walsken [SPD]: Es geht um Be-
triebswirtschaft!) 

Das ist eine Schuldenposition, die der Vergan-
genheit zuzuordnen ist. Wenn Sie das leugnen, 
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dann heißt das letztendlich, dass Sie die Schul-
den dieses Landes leugnen. Das ist eine Sauerei. 

Auch Frau Walsken hat dem früheren Finanzmi-
nister offensichtlich nicht ganz so genau zugehört. 
Sie hat es in verschiedenen Sitzungen des Haus-
halts- und Finanzausschusses noch einmal unter-
strichen und auf den BLB bezogen gesagt:  

Ich verstehe nicht, dass die Schulden dieses 
handelsrechtlich wirtschaftenden Betriebes mit 
einer entsprechenden von ihm veröffentlichten 
Bilanz den Steuerzahler drücken. 

Hierauf möchte ich gerne antworten: Doch, liebe 
Frau Walsken, diese Schulden drücken den Steu-
erzahler und haben ihn immer gedrückt. Wenn 
jemand sagt, dass er das nicht versteht, dann 
mag das im Einzelfall ehrlich sein. Es ist aber kei-
ne Wirklichkeitsbeschreibung.  

Wir machen mit diesem zweiten Nachtragshaus-
haltsplan klar, woher der Schmerz kommt, wo die 
Schulden unseres Landes entstanden sind und 
wohin sie gehören. Sie gehören in den Landes-
haushalt. 

Die Koalition der Erneuerung schafft durch die im 
zweiten Nachtrag vorgenommene Entschuldung 
des BLB, also durch die damit einhergehende 
Schuldenübernahme in den Landeshaushalt, die 
Transparenz, die Steinbrück angekündigt, aber 
niemals geschaffen hat. Das ist etwas, was uns 
im Übrigen auch von unabhängiger Stelle be-
scheinigt wurde. So erklärte der Vertreter des 
Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschafts-
forschung in der Anhörung des Haushalts- und 
Finanzausschusses zu dieser Frage: „Das Vorge-
hen ist richtig“. – Kurz und knapp noch einmal: 
„Das Vorgehen ist richtig“. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das ist 
die Aussage der Leute vom RWI. Auch der Bund 
der Steuerzahler führt aus, dass die finanzielle Si-
tuation des BLB für den Steuerzahler intranspa-
rent war. Hier muss Transparenz geschaffen wer-
den, sagt der Bund der Steuerzahler. Ein Schritt in 
diese Richtung ist eine Kapitalzuführung, wie sie 
mit diesem Haushalt verbunden ist. 

Schließlich ist die Aussage von Herrn Steinbrück 
aus September 2001 aber auch noch bezüglich 
dessen bemerkenswert, was er nicht gesagt hat. 
Er hätte in seiner Rede nämlich auch noch die Be-
teiligungsverwaltungsgesellschaft aufführen müs-
sen. Auch dazu haben uns die Experten ganz klar 
gesagt, das ist ausgelagertes Geld, das eigentlich 
in den Landeshaushalt kommen muss. Die Kon-
struktion, dass die BVG-Anteile mit eigens dafür 
aufgenommenen Krediten vom Land Beteiligun-

gen kauft, erfüllt laut RWI in geradezu lehrbuch-
hafter Form das Kriterium eines Schattenhaus-
halts. So ist das: Ein geradezu lehrbuchhafter 
Schattenhaushalt! Der wird jetzt aufgelöst. 

Alle Bürgerinnen und Bürger sollten beim Blick in 
die Bücher unseres Landes ein ehrliches Bild er-
halten. Dafür sind wir angetreten. Das haben wir 
mit diesem Haushaltsentwurf auch verwirklicht.  

Ich glaube, ich brauche im Einzelnen nicht noch 
einmal viele Worte darüber zu verlieren, dass sich 
wirklich alle angehörten Experten bei BLB und 
BVG für diesen Schritt ausgesprochen und diesen 
Weg für richtig befunden haben. 

Was ich aber an den Vorlagen für die heutige Sit-
zung für wirklich ganz bemerkenswert halte, ist, 
dass sich in den Kreis der Experten nun auch un-
ser lieber Kollege Sagel „hineingeadelt“ hat. Lie-
ber Kollege Sagel, ich freue mich sehr, dass Sie 
sich, wenn auch spät, doch noch unserer richtigen 
Meinung angeschlossen haben und möchte mich 
deshalb auch im Namen unserer gesamten Frak-
tion ganz herzlich bei Ihnen für diese klare Mei-
nungsbekundung bedanken. Denn unter Ziffer 1 
im Beschlussteil Ihres Entschließungsantrags 
heißt es: 

„Die Mittelzuführung zum Bau- und Liegen-
schaftsbetrieb in Höhe von 613,6 Millionen € 
wird in 2005 nicht vorgenommen. Stattdessen 
wird die Zuführung auf die nächsten vier Jahre 
gestreckt, da die Liquidität gewährleistet bleibt.“ 

Wir sind uns also im Grunde einig, das Geld muss 
in den BLB. Insofern möchte ich mich bei Ihnen 
ausdrücklich für diese Vorlage bedanken. Wir sind 
uns einig. Das muss im Rahmen dieses Haus-
haltsplans jetzt auch gemacht werden.  

Wir müssen damit aufhören, dass systematisch 
alles viel zu günstig geschätzt worden ist. Wir 
müssen damit aufhören, dass Sie die Zahlen 
schöner schätzen, um besser dazustehen als be-
rechtigt. Es muss damit aufgehört werden, dass 
Sie früher weniger Konsolidierung mit geschönten 
Zahlen machen wollten, als es für das Land not-
wendig gewesen wäre. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass dieser 
Nachtragshaushaltsplan nur die erste Stufe ist. 
Hier ging es darum, Transparenz, Klarheit über 
die wirkliche Situation des Landes zu schaffen. 
Jetzt muss es weitergehen, und es wird weiterge-
hen.  

Der Finanzminister hat in den letzten Wochen die 
Eckdaten für den Haushalt 2006 vorgestellt. Diese 
Zahlen machen deutlich, nun wird Ernst gemacht, 
und wir räumen auf. Die Einsparungen im Haus-
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halt 2006 sind ausgewogen, da kein Bereich aus-
genommen wird, und trotzdem werden klare Zei-
chen beispielsweise für mehr Bildung gesetzt.  

Der Haushalt 2006 ist ehrlich, weil bei ihm auf 
Tricksereien wie in der Vergangenheit üblich ver-
zichtet wird, und obendrein versilbern wir kein 
Landesvermögen. Der Haushalt 2006 ist solide 
und bietet eine verlässliche Grundlage für Bürge-
rinnen und Bürger in unserem Land. Die einge-
schlagene Konsolidierung wird unser Weg in die 
nächsten Jahre sein.  

Ich möchte mich ganz herzlich für die bisherige 
Arbeit der Landesregierung bedanken und ihr zu-
sichern, dass wir als Koalitionsfraktionen diesen 
Weg gemeinsam mit der Landesregierung gehen 
werden. – Herzlichen Dank für die Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Klein. – Als nächste Rednerin hat für 
die Fraktion der SPD Kollegin Walsken das Wort. 

Gisela Walsken (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Kollege Klein, wer beim Geld für das Spiel-
zeug in Tausenden von Kindergärten spart, um 
die Lobby der Landwirtschaft mit zusätzlichen Mil-
lionen anzufüttern, sollte sich nicht zum Moralis-
ten aufspielen, 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

weder im Hinblick auf das, wie in den Vorjahren 
hier die Haushaltspolitik betrieben worden ist, 
noch im Hinblick auf das, was uns offensichtlich in 
den nächsten Wochen und Monaten noch erwar-
ten wird. Die Zeitungen sind voll von dem, was 
Sie in den nächsten Wochen umzusetzen planen: 
höhere Schulden, weniger Chancen, aber zusätz-
liche Privilegien für wenige. Das ist zurzeit der 
Geist Ihrer Haushaltspolitik sowohl im Nach-
trag 2005, den wir gerade diskutieren, als auch im 
Hinblick auf das, was uns im Jahre 2006 erwartet.  

Ich zitiere den Koalitionsvertrag der neuen Lan-
desregierung: 

„Wir werden die dramatisch angewachsene 
Nettoneuverschuldung des Landes in den 
nächsten Jahren Schritt für Schritt reduzieren.“ 

(Demonstrativer Beifall von Dr. Jens Peter-
sen [CDU]) 

Das ist Ihre Messlatte, Kollege Petersen. Wir wol-
len einmal sehen, ob Sie über diese Latte sprin-
gen können.  

Wenn Sie sich den Nachtragshaushalt anschauen – 
die gesamten Beratungen in den letzten Wochen 
und Monaten haben keinerlei Verbesserung erge-
ben –, wird deutlich, dass es Ihnen schwer fällt, 
über diese Latte zu kommen. Der Finanzminister 
hätte reichlich Gelegenheit gehabt, durch eine Er-
gänzung – eine hat er vorgenommen – voraus-
sichtliche Steuermehreinnahmen zu benennen. 
Nach Ihren eigenen Angaben im Internet – das 
können Sie nachlesen, sie sind seit wenigen Ta-
gen veröffentlicht – sind 2,8 % mehr, sprich: 
840 Millionen €, zusätzlich eingegangen. Sie ver-
schweigen diese Mehreinnahmen. Der Grundsatz 
der Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit ist 
damit – das stelle ich ausdrücklich fest – verletzt. 

(Beifall von der SPD) 

Es ist dabei geblieben – Sie haben es gerade hier 
umfangreich erläutert –, dass Sie ohne Not in wirt-
schaftlich gesunde Betriebe 1,2 Milliarden € – fi-
nanziert über Schulden, die die Steuerzahler die-
ses Landes aufbringen müssen – pumpen, die es 
absolut nicht nötig haben. Sie legen in einem wirt-
schaftlich gesunden Unternehmen einen Spar-
strumpf an, das dieses weder aus Liquiditätsgrün-
den noch aus seiner Stellung am Markt nötig ge-
habt hätte. 

Es geht nicht um einen Schattenhaushalt. Es geht 
um einen wirtschaftlich arbeitenden Betrieb mit 
Bilanzierung und entsprechenden Aktiva- und 
Passiva-Ausweisungen, ein Unternehmen, das 
Sie durch Ihre Position, Herr Kollege Klein, zu-
sätzlich schlecht reden. Dieses Unternehmen hat 
auf seiner Vermögensseite Milliarden stehen, und 
das wissen Sie. Deshalb sage ich hier ganz deut-
lich:  

(Zuruf) 

– Nicht in gleicher Höhe. – Sie führen dem Unter-
nehmen und der BVG 1,2 Milliarden € zu, um sich 
als Haushaltstrick einen Sparstrumpf anzulegen. 
Daran werden wir Sie beim Haushalt 2006 erin-
nern. 

(Beifall von der SPD) 

Wir wissen, dass es eine Reihe von Einnahmen 
und unabweisbaren Mehrausgaben gegeben hat – 
das ist gar keine Frage. Deshalb haben wir schon 
sehr früh gesagt: Mehrausgaben muss man in ei-
nem Nachtrag darstellen und decken. Ich sage 
noch einmal ausdrücklich: Wir hätten diese zu-
sätzlichen Mehrausgaben gedeckt. Allein schon 
die Steuereinnahmen hätten das möglich ge-
macht, und ich glaube, auch der Haushalt 2005 
hätte eine Sparanstrengung verdient.  
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Stattdessen gehen Sie in die höchste Schulden-
aufnahme in der Geschichte des Landes: 7,4 Mil-
liarden €, die Sie verantworten. Die neue Koaliti-
onsregierung verantwortet diese Schulden eigen-
ständig. 

(Beifall von der SPD) 

Sie sind neu gewählt, und Sie werden sich an die-
sem traurigen Rekord in der Geschichte unseres 
Landes messen lassen müssen. 

Sie haben nicht nur die Verschuldung um 
2,2 Milliarden € künstlich nach oben gefahren, 
sondern Sie überschreiten auch die Verfassungs-
grenze, und zwar um fast 1,5 Milliarden €. Sie be-
gründen das – das muss man vorlesen – mit der 
objektiven Unmöglichkeit, einen verfassungsmä-
ßigen Haushalt aufzustellen. Diesem Verhalten 
widerspreche ich für meine Fraktion ausdrücklich.  

Die Finanzverfassung des Grundgesetzes und die 
Verfassungen der Länder bilden eine in sich ge-
schlossene Rahmen- und Verfahrensordnung. In-
nerhalb dieses Rahmens ist der politische Pro-
zess frei und vermag sich nach eigenen Regeln 
und Bedingungen zu entfalten. Der Rahmen 
selbst stellt aber eine Grenze dar, die der Gesetz-
geber – nämlich das Parlament – nicht über-
schreiten darf.  

Für Analogieschlüsse – beispielsweise der Ver-
weis auf den Artikel 109 Grundgesetz –, die not-
wendigerweise zu einer Ausweitung dieses Rah-
mens führen würden, ist nach unserer Auffassung 
verfassungsrechtlich kein Raum gegeben.  

Die finanzpolitische Selbstermächtigung von 
Herrn Linssen sowie der von ihm in Anspruch ge-
nommene Durchbruch der Verfassung ist eine of-
fenkundige Beeinträchtigung unserer Verfassung 
und damit der Ordnungs- und Begrenzungsfunkti-
on unseres Haushaltsrechtes.  

Sie, Herr Finanzminister, liebe Kolleginnen und 
Kollegen aus den Regierungsfraktionen, hätten 
dem entgehen können. Sie hätten bis heute zu-
mindest die Steuereinnahmen etatisieren können. 
Wenn Sie im Internet nachschauen – der Finanz-
minister hat es dankenswerterweise veröffentlicht – 
können Sie feststellen, dass wir einen Haushalts-
ansatz von 34,3 Milliarden Steuern für 2005 hat-
ten. Wir haben zurzeit mit Stand vom 
30. November 2005 35,2 Milliarden. Sprich: Wir 
haben 822 Millionen mehr Steuern eingenommen, 
die Sie dem Land und den Bürgerinnen und Bür-
gern verschweigen. Das halte ich für den eigentli-
chen Skandal.  

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, Sie haben eine mit 80 
bis 100 Millionen bezifferte Haushaltssperre aus-
gewiesen. Auch die taucht im Nachtragshaushalt 
nicht auf – zumindest die Auswirkungen daraus 
nicht. Sie haben mit zusätzlichen unnötigen 
Mehrausgaben und mit politischen Versprechen, 
die Sie in den ersten Monaten ohne jede Sparan-
strengung erfüllen wollten, den Haushaltsrahmen 
absichtlich ausgedehnt.  

Und es ist jetzt klar: Es ging nicht nur um die 
Sparstrümpfe, aus denen man in den künftigen 
Jahren gerne die Wahlgeschenke verteilt. – Nein, 
es ging auch darum, die Neuverschuldung be-
wusst so hoch zu treiben, um mit dem neuen 
Haushalt, den wir seit einer Woche kennen – 
nämlich mit 5,9 Milliarden Schulden –, so zu tun, 
als ob man jetzt schon deutlich darunter läge.  

(Beifall von der SPD – Dr. Axel Horstmann 
[SPD]: Ein ganz billiger Trick!) 

Das ist Betrug, denn 5,9 Milliarden € neue Schul-
den bei Einbringung eines Haushaltes hat es in 
Nordrhein-Westfalen bisher noch nicht gegeben. 
Jetzt versuchen Sie mit Verweis auf 2005 zu sa-
gen: Sehen Sie, wir sind schon deutlich unterhalb 
der Neuverschuldung im Haushalt 2005, die Sie 
vorher künstlich nach oben gefahren haben. Mei-
ne Damen und Herren, das werden wir in den 
nächsten Wochen und Monaten deutlich themati-
sieren.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von Volkmar 
Klein [CDU]) 

Deshalb lassen Sie mich hier heute resümieren: 
Ihre eigene Messlatte haben Sie deutlich geris-
sen. Höhere Schulden, weniger Chancen, aber 
zusätzliche Privilegien für Wenige. Eine Politik 
ohne Herz und Verstand. – Herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD – Rudolf Henke [CDU]: 
Bei Ihnen ist der Film gerissen!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Walsken. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Kolle-
ge Sagel das Wort.  

Rüdiger Sagel*) (GRÜNE): Sehr geehrte Damen 
und Herren! Frau Präsidentin! Herr Klein, es ist 
schon wirklich erstaunlich, dass die CDU diesen 
„Ankündigungsminister“ Steinbrück, wie Sie ihn 
gerade bezeichnet haben, mit den Stimmen der 
CDU zum Finanzminister Ihrer großen Koalition in 
Berlin gewählt haben.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Das ist wirklich sehr erstaunlich. Da müssen Sie 
sich doch fragen: Was macht die CDU eigentlich 
für eine Politik? 

Aber blicken wir nach Düsseldorf, denn auch hier 
gibt es in der Finanzpolitik interessante Entwick-
lungen: Ich kann erst einmal konstatieren, dass 
unser Finanzminister Linssen ein Feuerwerk der 
Täuschung und des Brechens von Wahlverspre-
chen in einer Bilanz, die tief schwarz wie die 
Nacht ist, vollzieht.  

Seine klassischen Raketen für das Feuerwerk, für 
sein Ablenkungsmanöver, sind in der Tat wenig 
überraschend. Meine Kollegin Walsken ist da ge-
nau wie ich der Meinung – ich glaube, dass sie 
auch richtig ist –, dass Sie mit diesem Nachtrags-
haushalt tatsächlich versucht haben, die Schulden 
so hoch wie möglich zu fahren, um dann zu be-
weisen, dass der neue Haushalt 2006 eine deutli-
che Verbesserung ist, dass die Neuverschuldung, 
wofür ja Rot-Grün in der Vergangenheit verant-
wortlich war, schon drastisch zurückgegangen ist 
und dass Sie einen völlig neuen Konsolidierungs-
kurs in Nordrhein-Westfalen eingeschlagen ha-
ben.  

Also, Herr Klein, es kann doch nicht Ihr Ernst sein, 
dass Sie mit Ihrem Rekordhaushalt 2006 – bei der 
Einbringung mit 5,88 Milliarden € Neuverschul-
dung –, jetzt so tun, als wäre das der Konsolidie-
rungswurf in Nordrhein-Westfalen. Das kann es 
doch wohl nicht sein.  

(Volkmar Klein [CDU]: Haben Sie weitere 
Sparvorschläge?) 

– Ich habe sehr konkrete Sparvorschläge. Aber 
wir sind ja noch nicht so weit, dass wir tatsächlich 
in die tiefere Debatte um den Haushalt 2006 
einsteigen. Ich kann Ihnen sagen: Wir werden 
sehr dezidiert Sparvorschläge machen.  

(Zuruf von der FDP: Sie reden doch vom 
nächsten Jahr! Sie reden doch davon!) 

Aber wir beobachten im Moment natürlich mit 
großem Interesse, was Sie hier machen. Da kann 
ich nur konstatieren: Sie betreiben Klientelpolitik. 
Nichts anderes ist das. Wenn man sich zum Bei-
spiel anschaut, was Sie auf der einen Seite mit 
der Landwirtschaftskammer machen – 10 Millio-
nen € mehr –, aber auf der anderen Seite kürzen 
Sie beim Landesjugendplan massiv.  

(Zuruf von der CDU: Das ist nicht Gegens-
tand der Tagesordnung! – Lachen von Josef 
Wilp [CDU]) 

– Ich weiß, aber der Kollege hat ja auch einige 
Punkte genannt, die nicht unbedingt in Düsseldorf 

stattfinden. Wenn wir schon eine Debatte haben – 
ich bin immer sehr daran interessiert, dass wir 
hier eine Debatte haben und nicht nur die ganze 
Zeit vom Blatt abgelesen wird, denn es ist doch 
eigentlich das Interessante am Parlamentarismus, 
dass man auch ein bisschen kontrovers diskutie-
ren kann –, dann gestatten Sie mir zumindest ein 
paar Worte zu dem, was hier passiert. Ich kann 
nur konstatieren: Was Sie hier machen, ist Wahl-
betrug. Denn Sie haben den Wahlkampf mit ganz 
anderen Ankündigungen beschritten. Sie haben 
ganz klar gesagt, dass Sie konsolidieren wollen. 
Das ist überhaupt nicht passiert.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Sagel.  

Rüdiger Sagel*) (GRÜNE): Wenn ich betrachte, 
was Sie im Detail machen, dann kann ich nur 
feststellen: Sie täuschen tatsächlich über das 
hinweg, was Sie in der Vergangenheit verspro-
chen haben.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Sagel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Klein? 

Rüdiger Sagel*) (GRÜNE): Ja, selbstverständlich. 

(Zuruf von der CDU: Nicht unbedingt!) 

Volkmar Klein (CDU): Lieber Kollege Sagel, be-
zeichnen Sie es als Klientelpolitik, dass wir für ei-
ne bessere Schulbildung eintreten und für bisher 
benachteiligte Kinder Sprachunterricht organisie-
ren? Wenn das Klientelpolitik ist, wäre das ganz in 
unserem Sinne.  

Rüdiger Sagel*) (GRÜNE): Zu Ihrer Schulpolitik 
muss ich, glaube ich, nicht viel sagen. Die ist de-
saströs. Sie bekommen im Moment doch sogar 
von denen Ihnen nahe stehenden Verbänden 
Druck ohne Ende.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Zu dem Bereich, den Sie gerade angesprochen 
haben: Das ist nur eine ganz kleine Baustelle. 
Fakt ist doch – wir haben das einmal zusammen-
gerechnet –, dass Sie im Haushalt 2006 über 
220 Millionen € bei Kindern und Jugendlichen 
kürzen. Das ist doch Ihre reale Politik.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich komme jetzt zum Nachtragshaushalt 2005 zu-
rück – das ist ja das Thema –, damit der Kollege 
nicht ganz unruhig wird. Sie hatten hier einige 
Punkte angesprochen, unter anderem den Bau- 
und Liegenschaftsbetrieb. Natürlich sehen auch 
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wir da die Notwendigkeit, finanziell etwas zu tun. 
Aber, Herr Klein – das ist der Unterschied zwi-
schen Ihnen und uns;  

(Hannelore Kraft [SPD]: Sie sind an der Re-
gierung!) 

grundsätzlich verwehren wir uns gar nicht, aber 
wir haben einen anderen Vorschlag gemacht –, 
wir haben gesagt: Das geht sehr wohl über vier 
Jahre. Man muss diese Summen nicht in einem 
Nachtragshaushalt ansetzen.  

Zur BVG hatte ich Ihnen schon – wir hatten kürz-
lich die erste Lesung zum Nachtragshaushalt – 
einiges Konkretes gesagt.  

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Wir stimmen in manchen Punkten sicherlich über-
ein. Nur: Es gibt viele politisch motivierte Dinge in 
diesem Nachtragshaushalt. Dazu gehören die 
92 neuen Stellen in der Ministerialbürokratie. Ich 
weiß übrigens gar nicht, was die FDP dazu sagt. 
Die ist ja immer dagegen, dass Bürokratie ausge-
weitet wird. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Dies ist das 
Gegenteil!) 

Das sind ja die selbsternannten Vorreiter beim 
Bürokratieabbau. Ich finde es sehr interessant, 
dass die sich dazu überhaupt nicht geäußert ha-
ben. Die 5,5 Millionen €, die Sie hier draufgepackt 
haben, sind rein politisch motiviert. 

Ich kann nur feststellen: Statt den Haushalt zu 
konsolidieren, hält sich der Finanzminister in einer 
finanzpolitischen Steilwand auf, ohne tatsächlich 
eine Seilschaft zu haben. Eine Haushaltskonsoli-
dierung ist nicht festzustellen. Ich sehe hier nur 
eine Menge Unwägbarkeiten, im Übrigen auch im 
Haushalt 2006. Ich kann wirklich keine deutliche 
Verbesserung in diesem Haushalt erkennen.  

(Rudolf Henke [CDU]: Genauer hingucken!) 

– Ich habe mir das sehr konkret angeguckt. Ich 
habe hier auch einige Zahlen genannt. Von daher 
ist das, glaube ich, sehr deutlich geworden. 

Sie haben eine ganze Menge versprochen. Sie 
haben auch immerhin 1.000 neue Lehrerinnen 
und Lehrer eingestellt. Wir haben das im Übrigen 
aufgrund der neuen Zahlen mit unterstützt; das 
haben wir auch deutlich gemacht. Sie hatten aber 
nicht groß angekündigt, dass hiermit der Unter-
richtsausfall bekämpft wird.  

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Ich habe sehr viele Auseinandersetzungen mit 
meinen beiden Kollegen aus Münster geführt; die 

sind im Moment leider wieder nicht da. Mit denen 
habe ich sehr viele Wahlkampfveranstaltungen 
gemacht. Die haben die ganze Zeit angekündigt – 
Herr Klein, ich weiß nicht, was Sie dazu sagen –, 
4.000 neue Lehrerinnen und Lehrer sofort einzu-
stellen. Sofort!  

(Beifall von den GRÜNEN – Rudolf Henke 
[CDU]: Nein! Wir beginnen sofort damit!) 

– Das haben die erzählt. Diese beiden Kollegen, 
mit denen ich die Auseinandersetzungen geführt 
habe, haben das die ganze Zeit erklärt.  

Die FDP – Herr Papke, hören Sie zu! – hat 7.000 
gefordert, und das auch ruck, zuck. Sie haben ge-
sagt: Nach der Wahl geht das ganz zügig. – Ich 
bin sehr gespannt, wie das bei Ihnen weitergeht. 

Sie haben auch die sofortige Streichung des 
Wasserentnahmegeldes angekündigt. Das konnte 
ich im Nachtragshaushalt 2005 nicht entdecken. 
Sie haben gekämpft: Die bösen Grünen sind für 
das Wasserentnahmegeld! – Und jetzt? Gar 
nichts! Schweigen im Walde! 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Sagel, er-
lauben Sie eine Zwischenfrage von Herrn Jost-
meier? 

Rüdiger Sagel*) (GRÜNE): Ja, bitte schön. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte, Herr 
Jostmeier. 

Werner Jostmeier (CDU): Vielen Dank. – Herr 
Sagel, da ich die beiden Kollegen, also den Kolle-
gen und die Kollegin, die Sie gerade genannt ha-
ben, kenne und da ich weiß, dass sie in Sachen 
Schulpolitik mindestens so gut im Stoff stehen wie 
Sie: Wären Sie bereit, mir die Pressenotiz oder 
den Vermerk zu zeigen, aus dem hervorgeht, sie 
hätten gesagt, wir würden 4.000 Lehrer sofort ein-
stellen? Es steht in allen Wahlprogrammen – wis-
sen Sie das? –, 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Ich rede nicht von 
Wahlprogrammen!) 

die die beiden zum Teil mitverfasst haben, dass 
wir 4.000 Lehrer im Zuge der nächsten Wahlperi-
ode bis zum Jahr 2015 einstellen. Bitte machen 
Sie sich sachkundig! Ich frage Sie, ob Sie bereit 
sind, sich sachkundig zu machen oder ob Sie hier 
weiterhin solche falschen Dinge behaupten wol-
len. Ich nehme die beiden Kollegen vor diesen 
Falschbehauptungen in Schutz.  
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Rüdiger Sagel*) (GRÜNE): Herr Jostmeier, Papier 
ist geduldig. Ich weiß auch, was in Ihrem Wahl-
programm steht. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Es zählt aber das 
gesprochene Wort!) 

Aber ich habe sehr viele Podiumsdiskussionen mit 
ihnen geführt. Ich weiß nicht, ob sie sich da haben 
hinreißen lassen. Wie auch immer! Jedenfalls ist 
das ganz klar von ihnen gesagt worden. Die ha-
ben dafür übrigens tosenden Beifall bekommen. 
Das war ja, wie gesagt, noch im Wahlkampf. Das 
ist die Realität. Ich bin gerne bereit, noch einmal 
nachzugucken, ob dazu etwas in den Zeitungen 
stand. Das weiß ich nicht. Ich weiß jedenfalls, 
dass sie es in den Wahlveranstaltungen gesagt 
haben. Es gibt genügend Ohrenzeugen bei diesen 
Veranstaltungen, die das genauso gehört haben. 
Von daher, Herr Jostmeier: Ihr Wahlprogramm ist 
schön und gut, aber die Realität sah ein bisschen 
anders aus.  

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Aber zurück zum Nachtragshaushalt! Der Nach-
tragshaushalt weist mit 7,3 Milliarden € eine Re-
kordverschuldung auf. Der Finanzminister hat bis 
zum Jahr 2010 verfassungswidrige Haushalte in 
Folge angekündigt. Trotz der zu erwartenden 
Mehreinnahmen in Höhe von 1,5 Milliarden € jähr-
lich aus der Mehrwertsteuererhöhung ab 2007 ist 
er von dieser Ankündigung bisher nicht abgewi-
chen. Auch interessant! Die Mehrwertsteuererhö-
hung ist ein großes Thema. Wir haben ganz deut-
lich gesagt: Wir wollen sie nicht. – Sie beziehen 
das aber überhaupt nicht in Ihre haushaltspoliti-
schen Überlegungen ein.  

Der Haushaltsentwurf 2006 liegt mit knapp 
6 Milliarden € Neuverschuldung auch nicht wirk-
lich weit von dem entfernt, was wir in der Vergan-
genheit gemacht haben. Ich habe ja gesagt: BLB 
und BVG, das sind ungefähr 1 Milliarde €. Wenn 
man dann noch die Vogelgrippe und die Kreditie-
rung des kommunalen Anteils an den Kosten der 
Einheit herunterrechnet, dann ist man genau da, 
wo wir in der Vergangenheit unseren Haushalt 
hatten. Sie haben also überhaupt nichts getan, 
um den Haushalt zu konsolidieren. Das ist die 
Realität, die sich bei Ihnen abzeichnet. 

Allerdings gibt es mittlerweile eine massive Ver-
unsicherung der Beschäftigten in sozialen Einrich-
tungen und in der Bevölkerung insgesamt; denn 
viele wissen gar nicht mehr, was auf sie zukommt. 
Die, die es schon wissen, gerade die Landesbe-
schäftigten, sind bei den angekündigten Kürzun-
gen sehr wach geworden. 

Die Zahlen, die Sie hier in den Raum gesetzt ha-
ben, sind aus meiner Sicht sehr unseriös. Wenn 
ich mir ansehe, wie Sie im Nachtragshaushalt a-
giert haben, kann man nur feststellen: Aus unse-
rer Sicht ist das nicht akzeptabel, und wir sind in 
keiner Weise damit einverstanden. 

Ich möchte zu einigen Punkten im Nachtrags-
haushalt im Detail etwas sagen. Die Minderein-
nahmen des zweiten Nachtragshaushaltes belau-
fen sich gegenüber dem ersten Nachtragshaus-
halt auf insgesamt 584 Millionen €. Die Mehraus-
gaben betragen 1,632 Milliarden €. Die Gesamt-
verschlechterung beträgt 2,216 Milliarden €, die 
Nettoneuverschuldung zum Jahresende 
7,388 Milliarden €. Das ist ein Rekordjahr für eine 
Neuverschuldung in der Geschichte in NRW. Das 
ist Ihre Anfangsbilanz. 

(Zuruf von der CDU: Und Ihre Schlussbi-
lanz!) 

Ich bin sehr gespannt, wie sich das in den nächs-
ten Haushalten fortsetzt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir haben heute einen Entschließungsantrag ein-
gebracht, in dem wir einige Punkte sehr deutlich 
kritisieren. Zu einigen Punkten habe ich schon et-
was gesagt, aber ich möchte noch etwas dazu 
sagen, wie Sie die vorläufige Haushaltsführung 
gemacht haben. Aus unserer Sicht ist es sehr kri-
tikwürdig, denn Sie wussten schon sehr lange, 
dass Sie etliche Monate im Jahre 2006 ohne fest-
gestellten Haushalt arbeiten müssen. Sie haben 
lange überhaupt nichts gemacht, und jetzt, ganz 
kurz vor Weihnachten, werden Sie Mucker und 
wollen tatsächlich etwas zur vorläufigen Haus-
haltsführung herausgeben, damit Beschäftigte 
und Initiativen finanziert werden können. 

(Rudolf Henke [CDU]: Das haben Sie doch 
angefangen!) 

– Nein, Herr Henke, Sie haben das schon lange 
gewusst. Ich weiß es auch schon eine ganze Wei-
le, dass Sie gesagt haben, der Haushalt solle erst 
im Mai 2006 verabschiedet werden. Es war doch 
klar, dass da Vorsorge getroffen werden muss. 
Die Beschäftigten, die in freien sozialen Einrich-
tungen auf Landesmittel angewiesen sind, hängen 
völlig in der Luft und wissen nicht, was auf sie zu-
kommt. Da ist von Ihrer Seite viel zu spät gehan-
delt worden. 

(Rudolf Henke [CDU]: Vor dem Kabinettsbe-
schluss?) 

– Ja, Sie hätten ja ein bisschen schneller reagie-
ren können. Das ist doch kein Thema. Wie lange 
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regieren Sie jetzt schon? Das ist mittlerweile 
schon ein halbes Jahr. 

(Zuruf von Rudolf Henke [CDU]) 

Die 100 Tage sind lange vorbei. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie können nicht immer sagen, wir hätten Schuld 
gehabt, Sie seien so arm und müssten jetzt gu-
cken, wie Sie klarkämen. Sie sind jetzt bis 2010 
gewählt. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Leider!) 

Sie müssen doch mal handeln. Sie können nicht 
immer auf die Vergangenheit verweisen. Die Leu-
te erwarten von Ihnen, dass Sie klare Ansagen 
bekommen: Was ist los im Sozialbereich? Was 
haben wir an Geld zu erwarten? Wie viele Stellen 
können wir finanzieren? – Da ist die ganze Zeit 
nichts gekommen; die Leute sind höchst verunsi-
chert. 

(Rudolf Henke [CDU]: Sie schüren Verunsi-
cherung!) 

Wir haben einen „Kahlen Asten“ der Schulden in 
Nordrhein-Westfalen durch diese neue Politik, die 
Sie hier machen. Sie treiben die Verschuldung 
des Landes in die Höhe. Von Haushaltskonsoli-
dierung, wie Sie es im Wahlkampf versprochen 
haben, gibt es keine Spur. Sie brechen Ihr Wahl-
versprechen, insbesondere was die Kinder- und 
Jugendpolitik angeht. Ihre Politik ist insgesamt 
absolut enttäuschend. Statt „Glück auf!“ bleibt mir 
an dieser Stelle leider nur „Gute Nacht NRW!“ zu 
sagen. Das ist Ihre Politik, wie sie sich im Moment 
abzeichnet. – Danke schön für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Sagel. – Für die FDP spricht nun Frau Frei-
muth. 

Angela Freimuth (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Kollege Sagel war gerade so freundlich, den 
Punkt Wasserentnahmeentgelt anzusprechen. Ich 
will den spontan aufgreifen, Herr Kollege Sagel, 
weil er deutlich macht, welche Unterschiede im 
Denken vorhanden sind und dass wir zu einer 
Veränderung im Denken kommen müssen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sind Sie jetzt 
beim Wasserentnahmegeld?) 

Das Wasserentnahmeentgelt ist eine zusätzliche 
Belastung für die Bürgerinnen und Bürger gewe-

sen, mit dem Sie in Ihrer Zeit versucht haben, 
durch zusätzliche Belastungen für die Bürgerin-
nen und Bürger Ihre Projekte zu finanzieren. Sie 
sind dafür kritisiert worden. Sie haben diese Prio-
ritäten gesetzt. Okay, aber wir werden andere Pri-
oritäten setzen. 

Auch die Mehrwertsteuererhöhung im Bund halte 
ich in gleicher Weise für falsch, weil sie keinen 
notwendigen Beitrag dazu leistet oder Rahmen-
bedingungen setzt, damit wir tatsächlich wieder 
mehr Wachstum und Beschäftigung in Nordrhein-
Westfalen und in der Bundesrepublik Deutschland 
bekommen. Wir sind in den vergangenen Haus-
haltsberatungen immer wieder auf diesen Punkt 
zurückgekommen. 

Ich habe wiederholt für die FDP erläutert – und 
der eine oder die andere in Ihren Reihen sieht es 
genauso –: Wenn es uns nicht gelingt, Rahmen-
bedingungen zu setzen, dass in Deutschland und 
in Nordrhein-Westfalen wieder Investitionen statt-
finden, und wenn es uns nicht gelingt, Menschen 
wieder in bezahlte Beschäftigung hineinzubringen, 
werden wir, was Haushaltskonsolidierung und das 
Beklagen von Steuermindereinnahmen angeht, 
andere Dimensionen erreichen, als wir sie im Au-
genblick haben. 

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Freimuth, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage von Frau Löhr-
mann? 

Angela Freimuth (FDP): Nein, im Augenblick 
nicht; vielleicht später. – Wir werden in den nächs-
ten Wochen und Monaten bei den Beratungen 
des Haushaltes 2006 noch ausreichend Gelegen-
heiten haben, unterschiedliche Stile einzubringen, 
unterschiedliche Prioritäten zu setzen und konkre-
te Konsolidierungsvorschläge zu machen. Der 
Haushalt 2006 ist uns allenfalls in Eckpunkten be-
kannt. Ich glaube, keiner von uns kennt die De-
tails. Wir werden in den nächsten Wochen und 
Monaten diese Beratungen intensiv führen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Offensichtlich 
besprechen Sie das in den Vorgesprächen!) 

Zum Nachtragshaushalt 2005 ist gerade der Aus-
druck „Kahler Asten“ bemüht worden. Vielleicht ist 
es aber hier sogar schon Zugspitzenniveau.  

Es darf Sie nicht wundern, dass das, was als Ab-
schlussbilanz Ihrer Politik vorgelegt wird 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

– von Rot-Grün getragen, trotz Kritik der damali-
gen Opposition CDU und FDP –, auch heute noch 
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bemängelt wird. Diese Abschlussbilanz haben Sie 
zu verantworten. 

Wenn wir uns anschauen, wie unterschiedliche 
Experten – wir hatten im Haushalts- und Finanz-
ausschuss dazu eine Anhörung – diesen von der 
CDU/FDP-Landesregierung vorgelegten Nach-
tragshaushalt, Ihre Abschlussbilanz, bewerten, 
dann lassen Sie mich an dieser Stelle ein paar 
Experten sprechen lassen. 

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spit-
zenverbände, vertreten durch Frau Dr. Rühl, hat 
gesagt:  

Die kommunale Seite ist mit den für die kom-
munale Seite relevanten Änderungen einver-
standen. Das betrifft die Verteilung der Wohn-
geldersparnis des Landes und vor allen Dingen 
deren Buchung in den kommunalen Haushal-
ten. Dort wird ja zukünftig die investive Bin-
dung, also die Pflicht zur Buchung im Vermö-
genshaushalt, wegfallen. Das haben wir lange 
gefordert und wird deshalb von uns ausdrück-
lich begrüßt. 

Meine Damen und Herren, Zustimmung der kom-
munalen Spitzenverbände! 

Das Rheinisch-Westfälische Institut für Wirt-
schaftsforschung, vertreten durch Herrn Dr. Kam-
beck, hat sich zu verschiedenen Punkten des 
Nachtragshaushaltes, auch zu Ihren Einlassungen 
dazu, positioniert, zum Beispiel zum Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen. Die 
Kollegin Walsken erweckt hier immer wieder den 
Eindruck, es handele sich um einen privatwirt-
schaftlich organisierten und agierenden Betrieb. 
Das ist es nicht! Es ist ein Sondervermögen. Im 
Grunde genommen ist das eine die rechte und 
das andere die linke Tasche der gleichen Jacke. 
Zum Bau- und Liegenschaftsbetrieb hat Herr 
Dr. Kambeck jedenfalls ausgeführt,  

„dass es aus unserer Sicht entscheidend ist, 
Transparenz im Haushalt zu schaffen. Genau 
das ist unserer Auffassung nach auch gesche-
hen, da kreditfinanzierte Vorgänge tatsächlich 
in den Haushalt geholt wurden. Somit macht 
man für die Öffentlichkeit transparent, wie hoch 
die tatsächliche Schuldensituation des Landes 
ist. Wir halten es für richtig, dies in den Haus-
halt zu holen und Öffentlichkeit und Transpa-
renz herzustellen.“ 

Zu den Beteiligungen des Landes hat Herr Dr. 
Kambeck ebenfalls Ausführungen gemacht: 

„Dies ist ein Standardbeispiel dafür, wie Schat-
tenhaushalte entstehen können. Aus finanzwis-
senschaftlicher Sicht kann man aufgrund der 

Konstruktion dafür plädieren, diese Schulden 
im Haushalt auszuweisen und auch hier für Öf-
fentlichkeit, für Transparenz zu sorgen.“ 

Zu dem Bereich Länderfinanzausgleich führt Herr 
Dr. Kambeck aus: 

Da teilen wir die im Entwurf des Nachtrags-
haushaltes formulierte Auffassung der Landes-
regierung, dass die finanzielle Situation der 
Kommunen derzeit nicht so ist, dass der Anteil 
der Belastung an die Kommunen hätte weiter-
gegeben werden können.“ 

Zur allgemeinen Bewertung des Nachtragshaus-
haltes führt das Rheinisch-Westfälische Institut für 
Wirtschaftsforschung aus, 

„dass mit diesem Nachtragshaushalt Transpa-
renz geschaffen wird und dass man den Bür-
gern die Chance gibt, den wahren Schul-
denstand des Landes Nordrhein-Westfalen 
wahrzunehmen. Das ist die erste Vorausset-
zung für die Anfang des nächsten Jahres kom-
mende Aufgabe.“ 

(Beifall von FDP und CDU) 

Der Vorsitzende der Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft, Hans-Werner Kaldenhoff, kommentiert das 
folgendermaßen: 

„Zum BLB kann ich mich den Ausführungen 
von Herrn Dr. Kambeck anschließen. Ich sehe 
es genauso. Es ist mehr Transparenz im Haus-
halt.“ 

Der Bund der Steuerzahler, vertreten durch Herrn 
Cloesges, führt aus: 

„Der Preis dafür, dass man einen ehrlicheren 
Haushalt als in den früheren Jahren vorlegt, auf 
Luftbuchungen verzichtet und die Schatten-
haushalte auflöst, besteht darin, dass man jetzt 
deutlich über der verfassungsmäßigen Kredit-
obergrenze liegt. Das sind immerhin 1,4 Milliar-
den €, die uns als Bund der Steuerzahler er-
hebliche Bauchschmerzen bereitet haben.“ 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, nicht nur dem Bund der Steuerzahler, 
sondern auch mir als Steuerzahlerin, meinen Kol-
leginnen und Kollegen von FDP und CDU und si-
cher auch dem einen oder anderen Kollegen der 
Opposition hat das ebenfalls erhebliche Bauch-
schmerzen bereitet. 

Zur Bewertung der Schattenhaushalte – das wird 
ja hier immer wieder von Ihnen thematisiert – führt 
der Bund der Steuerzahler aus: 
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„Das ist die Auslagerung von Teilen des Lan-
deshaushaltes in andere Bereiche aus dem 
Kernhaushalt heraus. Das ist mit der BVG ge-
schehen. Das ist mit dem BLB in gewisser Wei-
se geschehen und mit anderen Landesbetrie-
ben natürlich auch. … Wir begrüßen, dass die 
BVG als ein echter Schattenhaushalt, wenn ich 
das einmal so sagen darf, hier aufgelöst und 
die Unterfinanzierung des BLB beseitigt wird.“ 

(Beifall von FDP und CDU) 

Meine Damen und Herren, das sind die Stellung-
nahmen und Bewertungen der Experten zu dem 
vorgelegten zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 
zum Haushalt 2005.  

Sie haben der neuen Landesregierung und den 
sie tragenden Fraktionen mangelnden Sparwillen 
vorgeworfen. Das ist in der Tat bemerkenswert. 
Ich erinnere nur an Ihre Beiträge in den letzten 
Wochen. Beispielsweise heißt es im Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
zum Nachtragshaushalt: 

„Der Landtag muss daher Maßnahmen zur 
Ausgabenreduzierung und Haushaltskonsoli-
dierung ergreifen.“ 

Ja, völlig d’accord. In dem Antrag findet sich aber 
nicht ein einziger Vorschlag dazu, wie das aus Ih-
rer Sicht zum jetzigen Zeitpunkt in Anbetracht der 
vorgefundenen Haushaltssituation und dem weit 
fortgeschrittenen Haushaltsvollzug realisiert wer-
den kann. 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

Seitdem Sie in die Opposition gewechselt sind, 
haben Sie zahlreiche Anträge gestellt, in denen 
Sie ständig Mehrausgaben fordern: keine Mittel-
kürzung für die Verbraucherzentralen, Holzab-
satzförderrichtlinie nicht beenden, Sportpauschale 
ungekürzt behalten, Neuinvestitionen bei Kran-
kenhäusern unverzichtbar, Zukunft des Eine-Welt-
Promotoren-Programms in Nordrhein-Westfalen 
erhalten. 80.000 neue Betreuungsplätze wollen 
Sie schaffen. Die Landesgartenschauen sollen als 
Erfolgsmodell für die Zukunft gesichert werden. 
Die Regionalstellen Frau und Beruf brauchen Fi-
nanzierungszusagen für 2006. Das ist alles wun-
derbar.  

Wir sind ja kurz vor Weihnachten. Das sind lo-
benswerte Wünsche. Ich habe auch noch einige. 
Darüber können wir gerne im Detail diskutieren. 
Wir müssen aber feststellen, dass Sie in den letz-
ten Jahren und Jahrzehnten den Haushalt des 
Landes Nordrhein-Westfalen und damit den Ges-
taltungsspielraum für alles, was wir miteinander 
zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger gestalten 

wollen, ziemlich an die Wand gefahren haben. 
Das Haushaltsvolumen wurde ständig erweitert. 
Die Gesamtverschuldung beläuft sich auf rund 
111 Milliarden €. Alleine in den letzten zwölf Jah-
ren hat sich der Schuldenstand verdoppelt. Sie 
haben also richtig kräftig zugelangt. 

Wenn Sie sich heute über diese Verschuldung 
moralisch entrüsten, kann ich Ihnen fast beipflich-
ten. Ich hätte mir gewünscht, dass Sie diese mo-
ralische Entrüstung schon in den letzten zehn 
Jahren bei sich entdeckt hätten, in denen Sie die 
Verantwortung für diesen massiven Schuldenan-
stieg getragen haben. Sie haben aber jedes Mal 
brav zugestimmt. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Von ihrem Volumen her stellen die Personalkos-
ten in der Tat eine große Belastung für jeden 
Haushalt und auch für den Nachtragshaushalt 
dar. Dafür tragen Sie auch Verantwortung. Sie 
haben nicht genug Anstrengungen unternommen, 
mit uns gemeinsam diese Haushaltsposition ver-
antwortungsvoll und zukunftsgerecht zu gestalten. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Sie haben doch 
überhaupt keine Vorschläge gemacht!) 

– Herr Kollege Sagel, wir haben reichlich Vor-
schläge gemacht. 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

– Entschuldigen Sie bitte! Wir haben Ihnen einige 
Vorschläge gemacht. Sie haben zum Beispiel an 
Ihrem Feldhamsterprogramm, an den Krötentun-
neln, an der Waldpädagogik unter Gender-
Aspekten,  

(Beifall von der FDP) 

an der Steinkohlesubvention und an all den ande-
ren Progrämmchen und Programmen festgehal-
ten. Sie müssen sich damit auseinander setzen, 
dass Sie – auch Sie persönlich, Herr Sagel – fal-
sche Prioritäten gesetzt haben. 

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD]) 

Wir werden andere Prioritäten setzen; das wird 
schon am Nachtragshaushalt deutlich. Dort haben 
wir Mittel für neue Stellen für Lehrerinnen und 
Lehrer eingestellt, damit wir den Unterrichtsausfall 
in diesem Land bekämpfen und unseren Kindern 
und Jugendlichen eine bessere Ausbildung zur 
Verfügung stellen können, damit sie für all die 
Aufgaben fit sind, die auf sie zukommen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das sind 
Sprechblasen!) 
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Meine Damen und Herren, wir werden Prioritäten 
setzen. Das ist unter den vorgefundenen Bedin-
gungen, die Sie uns hinterlassen und die Sie zu 
verantworten haben – Rekordverschuldung, Ein-
zementierung des Haushaltes, falsche Prioritäten-
setzung – schwierig. Wir werden gerne mit Ihnen 
gemeinsam in den nächsten Jahren aufräumen. 

Wir werden Ihnen einen Konsolidierungskurs und 
ein Sanierungskonzept vorlegen. Ich glaube, dass 
das notwendig ist. Dazu gehört auch, dass man 
an einigen Stellen ehrlicher miteinander aber auch 
mit den Bürgerinnen und Bürgern umgeht. 

Sie wehren sich zu Recht – oder eigentlich nicht 
zu Recht – gegen die Vorwürfe von Luftbuchun-
gen und dergleichen. Wir werden solche Spiele-
reien nicht machen. Bei uns gibt es keine Schein-
privatisierungen auf Pump. Wir werden auch nicht 
irgendwelche imaginären Einnahmepositionen 
ansetzen – Sie haben freundlicherweise im Be-
richterstattergespräch noch einmal ausdrücklich 
danach gefragt. Es wird klar erkennbar, dass Ein-
nahmepositionen von Ihnen politisch veranlasst 
dargestellt worden sind, von denen Sie genau 
wussten, dass sie nicht zu realisieren waren. Das 
ist einfach unanständig. 

(Minister Dr. Helmut Linssen: Hören Sie gut 
zu, Frau Walsken!) 

Es ist nicht in Ordnung, die Einnahmepositionen 
eines Haushaltes künstlich schönzurechnen, ob-
wohl man vorher genau weiß, dass man diese 
Einnahmen nicht wird realisieren können. Das ist 
Schummeln, meine Damen und Herren. 

(Beifall von FDP und CDU – Zuruf von Gise-
la Walsken [SPD]) 

– Frau Kollegin Walsken, diesen Vorwurf würde 
ich mir auch ungern machen lassen: Sie haben 
die Einnahmepositionen falsch angesetzet. Das 
ist mittlerweile unumstritten; 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Wider besseres 
Wissen!) 

das haben selbst Ihre eigenen Leute eingestehen 
müssen. 

Es ist klar, dass wir diese Intransparenz auflösen 
müssen. Wir müssen mit den Bürgerinnen und 
Bürgern gemeinsam auf der Grundlage eines 
transparenten Haushaltes und einer realistischen 
Abbildung der tatsächlichen Haushaltssituation 
ein Sanierungskonzept beginnen. 

Ich bin zuversichtlich: Mit dem, was wir von den 
Eckpunkten des Haushalts 2006 bereits kennen, 
setzen wir die notwendigen politischen Prioritäten 

für eine gute und qualifizierte Ausbildung unserer 
Kinder und Jugendlichen, 

(Gisela Walsken [SPD]: Ja, ja!) 

für eine gute Perspektive, für Investitionen, 
Wachstum und wieder mehr Beschäftigung in 
Nordrhein-Westfalen. Es wird uns gelingen, mit 
einigen Wolkenprojekten Schluss zu machen. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Mit welchen denn?) 

Wir werden mit dem Geld der Steuerzahler sinn-
voll und verantwortungsbewusst umgehen. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Konkret!) 

Im Laufe der Legislaturperiode werden wir dazu 
kommen, mit Wahrhaftigkeit verfassungskonforme 
Haushalte aufzustellen. Dabei haben wir durchaus 
das Ziel, auch mal wieder ausgeglichene Haus-
halte vorzulegen. Denn ich muss Ihnen sagen, 
dass mir die Diskussion der letzten Jahre gestun-
ken hat. Es ist immer nur darüber diskutiert wor-
den, ob man die Verfassungsobergrenze einhal-
ten kann. Ich möchte, dass wir wieder zu Haus-
halten kommen, die sich bei den Ausgaben an 
den Einnahmen orientieren. Mein Ziel ist, dass wir 
überhaupt keine neuen Schulden mehr aufneh-
men müssen. 

(Beifall von FDP und CDU – Gisela Walsken 
[SPD]: Das hätten Sie ja machen können!) 

Ich würde mich freuen, wenn wir wenigstens an 
dieser Stelle Einigkeit erreichen könnten. Das sind 
wir nachfolgenden Generationen schuldig. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Freimuth. – Als nächster Redner hat Herr 
Börschel von der SPD-Fraktion das Wort. 

Martin Börschel*) (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Finanzminister, 
ich bin natürlich sehr gespannt auf das, was Sie 
zu sagen haben. Offensichtlich muss ich mich a-
ber noch ein bisschen gedulden – wenn Sie über-
haupt vorhaben, in die Debatte einzugreifen. Bis 
dahin muss ich mich besonders an Frau Kollegin 
Freimuth wenden, denn ich würde gerne die aktu-
elle Finanzpolitik der Regierung und der sie tra-
genden Fraktionen aus dem Blickwinkel der Ge-
meinden und Kommunen beleuchten. 

(Zuruf von der FDP: Och!) 

Sie haben sich gerade mit einigen selektiven Äu-
ßerungen der kommunalen Spitzenverbände ge-
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schmückt, die sich im Expertenhearing ausdrück-
lich auf den Nachtragshaushalt bezogen haben. 

(Angela Freimuth [FDP]: Der ist ja Gegens-
tand der Beratung!) 

Sie haben immerhin zugegeben, dass die Auswir-
kungen auf die Kommunen im Nachtragshaushalt, 
der hier unmittelbarer Gegenstand der Beratung 
ist, relativ überschaubar sind. Ich nehme Sie beim 
Wort und gehe davon aus, dass Sie bei den 
Haushaltsplanberatungen für das nächste Jahr 
ebenso die Äußerungen der kommunalen Spit-
zenverbände zitieren werden. Ich gebe Ihnen 
schon jetzt Brief und Siegel, dass die Bewertun-
gen dann anders ausfallen werden und müssen. 
Denn man muss sich über diesen Nachtrags-
haushalt hinaus anschauen, was Sie in der Fi-
nanzpolitik insgesamt vorhaben. Dabei sind Sie, 
die Kolleginnen und Kollegen der CDU und be-
sonders der Finanzminister, zu beobachten. 

Der Verbundsatz soll immerhin bei 23 % bleiben. 
Das ist aus Sicht der SPD-Fraktion auch das Min-
deste. Gemessen an dem, was Sie vorhaben, ist 
damit das Gute auch schon gesagt. 

(Lachen von Gisela Walsken [SPD]) 

Denn was Sie im Windschatten dieser von Ihnen 
selbst gerühmten Großtat, den Verbundsatz 
gleich zu halten, vorhaben, hat durchaus dramati-
sche Auswirkungen, die benannt und am Ende 
korrigiert werden müssen. 

Sämtliche Zweckbestimmungen aus dem GFG 
werden in die Haushalte der Ressorts transferiert. 
Das ist Ihr Vorhaben, das der Finanzminister so 
zum Besten gegeben hat. Es hört sich harmlos 
an; aber was dann passiert, kann man sich leicht 
an einer Hand ausrechnen. Diese Mittel werden 
letztlich zum Spielball der Ressorts werden, zum 
Steinbruch, aus dem sich die Fachminister nach 
den restriktiven Top-down-Vorgaben des Finanz-
ministers zulasten der Kommunen bedienen wer-
den. Wenn ich ehrlich bin und mich hier um-
schaue – der Kommunalminister ist ja noch nicht 
einmal da –, kann ich im Kabinett niemanden er-
kennen, der sich am Ende diesen restriktiven Top-
Down-Vorgaben des Finanzministers entziehen 
kann.  

(Beifall von der SPD – Zurufe von CDU und 
FDP) 

Ich glaube nicht, dass es da jemanden gibt.  

(Minister Dr. Helmut Linssen: Das sagen ge-
rade Sie, Herr Börschel!) 

– Ja, Herr Finanzminister, seien Sie doch nicht so 
aufgeregt darüber, über was wir hier reden und 
über was wir hier nicht reden.  

(Zurufe von CDU und FDP) 

Herr Finanzminister, ich habe Sie im Finanzaus-
schuss ausgiebig angehört. Ich habe mitbekom-
men, dass Sie selbst derjenige sind, der von An-
fang bis Ende jede noch so kleine Aktivität Ihres 
Hauses und von Ihnen persönlich als Großtat de-
klariert. Dann werden Sie doch sicherlich damit 
einverstanden sein, dass wir heute über Ihre 
Großtaten reden. Dazu gehört eben auch, dass 
Sie selbst die kommunalen Interessen zum Stein-
bruch Ihrer Finanzpolitik machen. Es muss gesagt 
werden, weil das dramatische Auswirkungen hat. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Noch spannender ist das – man muss ja immer 
den Blick nach vorne richten –, was sich am Ran-
de, was sich neben dem GFG abspielt. Im Jahre 
2005 – liebe Kolleginnen und Kollegen, das wer-
den Sie wissen – sind etwa 5,1 Milliarden € an 
Zuweisungen für die Gemeinden veranschlagt. So 
weit, so gut! Wenn man aber den Finanzminister – 
dieses verlangt er von uns im HFA ja immer – 
beim Wort nimmt, dann sollen auch hier Kürzun-
gen von etwa 20 % vorgenommen werden. 20 % 
von 5,1 Milliarden € etwa sind, summa summa-
rum, nach Adam Riese gut 1 Milliarde €.  

Das heißt: Sie, Herr Finanzminister, haben und 
geben vor, auf dem Rücken der Kommunen etwa 
1 Milliarde € einzusparen. Was das bedeutet, ha-
ben wir heute Morgen in der ersten Aktuellen 
Stunde schon ausführlich diskutieren können. Es 
geht um den Landesjugendplan, um Jugendhilfe-
ausgaben, Kindertagesstätten, Kürzungen bei der 
Stadterneuerung und -sanierung sowie Kürzun-
gen bei der Investitionspauschale.  

Hier ist Ihnen und insbesondere den Kolleginnen 
und Kollegen von CDU und FDP in der Tat Wort-
bruch vorzuhalten, weil Sie sich an Ihre Verspre-
chen aus dem Wahlkampf und aus der Zeit da-
nach nicht halten und die Wolkenkuckucksheime, 
die Sie aufgebaut haben, nicht einmal im Ansatz 
realisieren. Deswegen geht es gar nicht darum, 
ob wir hier konkrete Einsparvorschläge machen 
oder nicht, sondern es geht darum, dass Sie Ihre 
eigene, hoch gehängte Latte unterlaufen und nicht 
einmal im Ansatz überspringen und hier die Wäh-
lerinnen und Wähler und damit auch uns, dieses 
Parlament, für dumm verkaufen wollen. 

Vor dem Hintergrund dieser beiden Analysen ist 
klar: Die Regierung Rüttgers steht auf der Liste 
der kommunalpolitischen Katastrophenszenarien 
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mittlerweile ganz oben. Das kommt auch vor Ort 
an. 

(Zurufe von der FDP) 

– Entschuldigen Sie, regen Sie sich doch nicht so 
auf! – Die von Ihnen geführten Kommunen – da 
muss ich die FDP weniger angucken; davon gibt 
es ja zum Glück wenige, umso mehr aber die Kol-
leginnen und Kollegen von der CDU – werden 
mittlerweile extrem nervös und sagen: Meine Gü-
te, was die Landesregierung mit Finanzminister 
Linssen plant, ist an Absurdität und letztlich an 
Dramatik für die Kommunen kaum zu überbieten.  

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Kollege, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage von Herrn 
Dr. Papke? 

Martin Börschel*) (SPD): Mit Freuden. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte, Herr 
Dr. Papke.  

Dr. Gerhard Papke (FDP): Herr Kollege, ist Ihnen 
entgangen, dass wir unter diesem Tagesord-
nungspunkt über den Nachtragshaushalt debattie-
ren? Sie haben bisher nur in Ansätzen zum Nach-
tragshaushalt gesprochen, sondern Sie reden ü-
ber den Haushalt 2006. Ist Ihnen entgangen, wor-
über wir hier als Landtag Nordrhein-Westfalen 
debattieren? 

(Beifall von der FDP) 

Martin Börschel*) (SPD): Herr Kollege Papke, 
keineswegs. Ich habe mir aber angewöhnt, ist er 
zumindest in einem, was er sagt, beim Wort zu 
nehmen. Und der Finanzminister hat im Haus-
halts- und Finanzausschuss und auch hier immer 
wieder eingefordert, dass wir die Finanzpolitik der 
Landesregierung aus einem Guss zu behandeln 
haben und dass wir deswegen eine sehr umfas-
sende Bewertung vornehmen müssen.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Nichts anderes tue ich hier. Das mag Ihnen viel-
leicht im Rahmen dieser Generaldebatte entgan-
gen sein.  

Was aber – damit komme ich schon zum Schluss; 
deswegen müssen Sie sich nicht weiter aufregen – 
dem Fass den Boden ausschlägt bei dem, was an 
Kürzungen in Höhe von 1 Milliarde € angedacht 
ist, sind Äußerungen wie: Na ja, ist alles nicht so 
schlimm. Die Kommunen können das, was ihnen 
wichtig ist, auf die eigene Payrole nehmen. Sie 
können aus den eigenen kommunalen Haushalten 

diese gekürzten Summen auffangen und dann die 
Leistungen weiter erbringen.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Die Regierungs-
bank ist leer!) 

Sie wissen selbst, dass etwa 50 % der Städte und 
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen im Haushalts-
sicherungskonzept sind oder der vorläufigen 
Haushaltssicherung unterliegen.  

(Christof Rasche [FDP]: Warum denn wohl? 
Wegen der alten Landesregierung!) 

Diesen Kommunen gegenüber, den Menschen in 
diesen Städten gegenüber ist es wie Hohn, wenn 
Sie solche Äußerungen machen und so tun, als 
könnte das alles mal so eben kommunal aufge-
fangen werden. Das ist eine kommunalpolitische 
Ahnungslosigkeit, die ich selbst von Ihnen nicht 
erwartet hätte und die hier beim Namen genannt 
werden muss.  

(Beifall von der SPD) 

Dass Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, schon 
gut ein halbes Jahr nach Amtsantritt so die Bo-
denhaftung verloren haben, dass Sie schon ein 
halbes Jahr nach Amtsantritt nur noch so wenig 
von dem wissen, was real in den Kommunen, 
Städten und Gemeinden vor sich geht, ist schon 
ein Unding. Das hätte ich selbst Ihnen nicht zuget-
raut. Dass Sie vor dem Hintergrund der eigenen 
Abgehobenheit eine Imagekampagne nötig ha-
ben, kann ich gut verstehen. Gut fürs Land ist das 
nicht.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Börschel. – Herr Dr. Petersen von der CDU-
Fraktion hat nun das Wort. 

Dr. Jens Petersen (CDU): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! In der Tat: Auf der Agenda 
stehen der zweite Nachtragshaushalt und nicht 
irgendwelche Planungen für das kommende Jahr.  

(Gisela Walsken [SPD]: Das ist doch auch 
Haushalt!) 

Der zweite Nachtragshaushalt 2005 ist schlicht 
und einfach die Schlussbilanz und das Resultat 
rot-grüner Misswirtschaft der letzten Jahrzehnte, 
Herr Börschel.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Er ist damit auch die Reifeprüfung des ehemali-
gen Ministerpräsidenten und des ehemaligen Fi-
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nanzministers, der an dieser Debatte nicht teil-
nimmt.  

(Martin Börschel [SPD]: Legen Sie mal eine 
andere Platte auf!) 

Er wird seine Gründe haben, warum er nicht im 
Saal ist.  

(Zurufe von der SPD) 

Lassen Sie uns einmal gemeinsam bewerten, mit 
welchem Ergebnis die beiden Verursacher und 
die sie tragenden Fraktionen bei dieser Prüfung 
abschneiden. Maßstab sollten fünf Kernbestand-
teile solider Finanzpolitik sein. Herr Börschel, hö-
ren Sie gut zu!  

(Zurufe von SPD und GRÜNEN) 

Das erste Thema ist die Transparenz der Finan-
zen.  

(Gisela Walsken [SPD]: Das zum Thema 
Steuereinnahmen, Herr Kollege!) 

Dazu haben Kollege Klein und Frau Kollegin 
Freimuth auch etwas gesagt. Alle externen Fach-
leute haben in der Expertenanhörung bestätigt, 
dass unter Rot-Grün systematisch Risiken im 
Haushalt verschleiert wurden und dass systema-
tisch in ausgegliederten Unternehmen Risiken 
vergraben wurden.  

Das Resultat sind rund 900 Millionen € neue, auf-
gedeckte Schulden, die in diesem zweiten Nach-
tragshaushalt auftauchen. Im Ergebnis landen wir 
jetzt bei rund 110 Milliarden € Verschuldung für 
NRW. Das Fazit heißt da: Schattenhaushalte statt 
Transparenz. 

Das zweite Thema ist die Ehrlichkeit der Finanz-
politik. Zur Ehrlichkeit in der Finanzpolitik gehört, 
sich wie ein vorsichtiger Kaufmann zu verhalten. 
Das bedeutet, die Einnahmen vorsichtig abzu-
schätzen und die Ausgaben realistisch zu bewer-
ten.  

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD]) 

Über Jahre sind in NRW – Frau Walsken, hören 
Sie zu – Steuereinnahmen zu hoch angesetzt 
worden. 

(Gisela Walsken [SPD]: Ach ja? Das hat der 
Arbeitskreis Steuerschätzung anders beur-
teilt! Sie waren dabei!) 

Im Jahre 2005 haben Sie völlig überhöhte Stu-
dienbeiträge im Haushalt angenommen.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Darüber reden wir 
gleich noch!) 

Sie haben das nicht vereinnahmte Geld aber so-
fort wieder ausgegeben. Das muss mit dem zwei-
ten Nachtragshaushalt auch korrigiert werden.  

(Zuruf von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Sie haben völlig unrealistische Verkaufserlöse 
angesetzt; Frau Freimuth hat das angesprochen. 
Das waren Luftbuchungen. Das muss jetzt durch 
neue Schulden im zweiten Nachtragshaushalt 
aufgefangen werden.  

Warum Sie das gemacht haben, ist noch gar nicht 
diskutiert worden. Sie wollten einen verfassungs-
mäßigen Haushalt vorlegen; er war allerdings vom 
ersten Tag an verfassungswidrig.  

(Beifall von CDU und FDP – Gisela Walsken 
[SPD]: Sie müssen erst einmal einen Haus-
halt vorlegen, der verfassungskonform ist! – 
Weitere Zurufe) 

Meine Damen und Herren von der SPD und von 
den Grünen, Sie haben in den Universitätskliniken 
über Jahre einen Investitionsstau auflaufen las-
sen. Sie haben die notwendigen Mittel nicht zur 
Verfügung gestellt. Das Ergebnis ist, dass in die-
sem Jahr mehrere Landeseinrichtungen und Uni-
versitäten kurzfristige Sanierungen in Millionen-
höhe durchführen mussten. Das Geld hierzu war 
im Haushalt nicht vorgesehen.  

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD]) 

Das alles muss jetzt im zweiten Nachtragshaus-
halt aufgefangen werden.  

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD]) 

Das liegt am Investitionsstau, den Sie zu verant-
worten haben.  

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD] – Gegenruf 
von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Im Ergebnis handelt es sich dabei um Selbsttäu-
schung statt Ehrlichkeit. Das war Ihr Prinzip.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Das dritte Thema ist die Verlässlichkeit der Fi-
nanzpolitik. Verlässlichkeit bedeutet in diesem 
Zusammenhang, dass es Sicherheit für die Betei-
ligten gibt.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Aha! Was ist denn 
bei Ihnen sicher?) 

Das umfasst die mittelfristige Finanzplanung und 
jeden einzelnen Haushalt. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr 
Dr. Petersen, erlauben Sie eine Zwischenfrage 
der Kollegin Walsken? 
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Dr. Jens Petersen (CDU): Ja, gerne. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte, Frau 
Walsken. 

Gisela Walsken (SPD): Herzlichen Dank, Frau 
Präsidentin. – Herr Petersen, würden Sie so nett 
sein, mich aufzuklären, und mir die Haushaltsstel-
le aus dem Nachtragshaushalt 2005 nennen, die 
Mittel zur Sanierung von Klinken umfasst? 

Dr. Jens Petersen (CDU): Frau Walsken, das 
mache ich gern.  

(Gisela Walsken [SPD]: Dann nennen Sie sie 
mir!) 

– Das kann ich nicht von diesem Rednerpult aus 
tun. Ich suche das aus einem dicken Opus her-
aus, das Sie so gut kennen wie ich.  

(Beifall von CDU und FDP – Gisela Walsken 
[SPD]: Ich habe es nicht gefunden!) 

Herr Ministerpräsident Steinbrück hatte die Sanie-
rung des Haushaltes versprochen.  

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD]) 

Der ehemalige Finanzminister, der an dieser De-
batte gerade nicht teilnimmt, hatte die Einhaltung 
des Etats im Jahre 2005 versprochen. Tatsache 
ist, dass es seit 2003 in jedem Jahr mindestens 
einen Nachtragshaushalt gab, in den mehrere 
hundert Millionen Euro zusätzliche Schulden auf-
genommen werden mussten.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Warten wir mal 
ab!) 

Verlass war auf Sie immer nur, dass Ihre Planun-
gen nicht erreicht wurden.  

(Zuruf von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Jedes Jahr wurde die Differenz größer zwischen 
dem, was Sie versprochen haben, und dem, was 
gehalten wurde.  

(Beifall von der CDU und Christof Rasche 
[FDP]) 

Ihr Markenzeichen sind gebrochene Versprechen 
statt Verlässlichkeit.  

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Das vierte Thema ist die Ausgewogenheit der Fi-
nanzpolitik. Eine solide Mittelverteilung nach Au-
genmaß kennzeichnet eine ausgewogene Fi-
nanzpolitik. Das heißt auch, dass weder Regionen 
noch bestimmten Branchen – Frau Walsken hören 
Sie zu –  

(Gisela Walsken [SPD]: Immer!) 

unangemessene Vorteile oder Nachteile einge-
räumt werden. Die Realität nach 39 Jahren rot-
grüner Regierung sieht hierbei anders aus.  

(Zuruf von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

Wir haben sicherlich länger über große Ausga-
benpositionen und kürzer über kleine Ausgaben-
positionen zu sprechen. In diesem Nachtragshalt 
sind 3 % von der neuen Regierung und 97 % von 
der alten Regierung zu verantworten.  

(Zuruf von der CDU: So ist das!) 

Vertreter beider Oppositionsparteien – das hat 
sich heute wieder bewiesen – waren weder bereit 
noch in der Lage, dies anzuerkennen. Für die 
Schulden-Milliarden sind Sie verantwortlich. Jeder 
in diesem Hause weiß das. 

(Beifall von der CDU – Gisela Walsken 
[SPD]: Ei! – Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Oh!) 

Fünftens. Die Entschlossenheit der Beteiligten 
entscheidet am meisten. Entschlossenheit heißt, 
die als notwendig erkannten Entscheidungen 
auch gegen Widerstände durchzusetzen. Ein 
Aussitzen zulasten Dritter, beispielsweise zulas-
ten späterer Generationen, findet dann nicht statt.  

Sie haben diesen Konsolidierungskurs im Haus-
halt auch als notwendig erkannt. Sie haben die-
sen Kurs aber nicht verfolgt. Sie haben versucht, 
sich mit Tricks durchzumogeln, bis hoffentlich 
bessere Zeiten kommen.  

Entschlossenheit herrschte bei Ihnen immer nur 
dann, wenn es um die Unterlassung des Notwen-
digen ging. Im Ergebnis hat jeder Bürger im Land 
Nordrhein-Westfalen rund 6.300 € originäre Lan-
desschulden.  

(Zuruf von Carina Gödecke [SPD]) 

Das ist mehr als in jedem anderen westdeutschen 
Flächenland.  

Es ist Entschlossenheit, dass der neue Finanzmi-
nister unmittelbar nach der Regierungsübernahme 
eine Haushaltssperre verhängt hat.  

(Gisela Walsken [SPD]: Oh ja! Wo sind denn 
die Einnahmen aus der Haushaltssperre?) 

Damit wird nach innen und außen deutlich doku-
mentiert, dass radikal gespart werden muss.  

Ich frage den immer noch nicht anwesenden e-
hemaligen Finanzminister Dieckmann: Warum 
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haben Sie im Frühjahr dieses Jahres keine Haus-
haltssperre verhängt?  

(Finanzminister Dr. Helmut Linssen: Da war 
die Wahl! – Gisela Walsken [SPD]: Da 
kommt er gerade!) 

Wankelmut statt Entschlossenheit war Ihr Kenn-
zeichen.  

(Beifall von CDU und FDP – Gisela Walsken 
[SPD]: Wo sind denn die Einnahmen? – Wei-
tere Zurufe) 

Meine Damen und Herren, welches Gesamter-
gebnis erhalten wir für die rot-grüne Haushaltspo-
litik der Herren Steinbrück, Dieckmann und der sie 
tragenden Fraktionen? Nach rot-grüner Lesart 
konnten schlechte Zensuren in Kernfächern im-
mer mit guten Noten in anderen Fächern ausge-
glichen werden.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Jawohl, Herr O-
berlehrer!) 

In der Finanzpolitik haben Sie, Herr Sagel, und 
Rot-Grün sich so immer wieder mit guten Noten in 
Schaumschlägerei und Augenwischerei herauszu-
retten versucht.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Jawohl, Herr O-
berlehrer!) 

Damit ist jetzt aber Schluss: Unter dem neuen Fi-
nanzminister und unter der neuen Landesregie-
rung wird dies nicht mehr möglich sein.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Jawohl, Herr O-
berlehrer!) 

Und so erhalten der ehemalige Ministerpräsident 
und der Finanzminister die angemessene Quit-
tung. Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, 
dass die Expertenanhörung – das ist nicht allen 
im Hause bekannt – hierzu Einiges beitragen 
konnte.  

(Gisela Walsken [SPD]: Das ist eine Erfolgs-
story! Das ist richtig!) 

Die SPD hat auf die Expertenanhörung ausdrück-
lich verzichten wollen, weil sie wusste, dass diese 
Expertenanhörung für sie mit einer Blamage en-
den würde.  

(Beifall von der CDU – Rüdiger Sagel [GRÜ-
NE]: Da lachen ja die Hühner! – Weitere Zu-
rufe) 

Die neue Regierung ist ausdrücklich von den Ex-
perten gelobt worden. Es hieß: Endlich Transpa-
renz, endlich Ehrlichkeit, endlich Entschlossen-
heit. Insofern setzt der zweite Nachtragshaushalt 

erste Duftmarken für einen neuen finanzpoliti-
schen Stil dieser Koalition der Erneuerung. 

Auch wenn Ihnen von der Opposition das kaum 
vorstellbar erscheint: Wir halten das, was wir ver-
sprechen, Frau Walsken.  

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU] – Zu-
rufe von der SPD) 

Und daher werden wir noch viele Jahre lang er-
folgreich Haushalte einbringen und Sie noch viele 
Jahre lang als Opposition daran herumkritteln. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Petersen. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen erteile ich Herrn Becker das 
Wort. 

Horst Becker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir erleben 
heute ungefähr sechs Monate, nachdem diese 
Regierung die Regierungsverantwortung über-
nommen hat, zum wiederholten Male folgendes 
Schauspiel: Sie halten Oppositionsreden. Sie 
verwechseln Opposition mit Regieren. Sie über-
nehmen keine Verantwortung für Ihr eigenes 
Handeln. Sie fallen deutlich hinter das zurück, 
was Sie vor der Wahl versprochen haben.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich will Ihnen das an wenigen Punkten deutlich 
machen.  

Worüber reden wir hier? – Wir reden über einen 
Nachtragshaushalt, mit dem – das unterstelle ich 
Ihnen in der Tat – Sie einen künstlichen Gipfel 
schaffen wollen, von dem Sie sich dann in den 
nächsten Jahren stückweise wieder entfernen 
wollen, um erklären zu können, Sie hätten die 
Neuverschuldung des Jahres 2005 gesenkt.  

Warum werfe ich Ihnen das vor? – Drei Viertel 
dessen, was wir heute an zusätzlichen Schulden 
beschließen und hier in diesem Nachtragshaus-
halt verankert sehen, geht zurück auf Mehrausga-
ben. Nur ein Viertel geht zurück auf Minderein-
nahmen. Die Mindereinnahmen – Sie haben es 
angesprochen – gehen zurück auf Steuerminder-
einnahmen gegenüber den Erwartungen. 

Damit wir das ein Stück weit relativieren, was Sie 
dort tun: In allen Bundesländern – und Sie regie-
ren in der Mehrzahl der Bundesländer – sind die 
Steuereinnahmen hinter dem zurückgeblieben, 
was jeweils auch Ihre Finanzminister etatisiert ha-
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ben. Das ist die Wahrheit. Nichts anderes ist das 
auch hier gewesen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Worüber reden wir bei den Mehrausgaben? – Wir 
reden bei drei Vierteln dessen, was Sie heute an 
Schulden aufnehmen, über Mehrausgaben, bei 
denen Sie sich regelmäßig dahinter verstecken, 
dass sie allein darauf zurückzuführen seien, dass 
es Schattenhaushalte gebe. Da ist zum einen der 
BLB. Da sind zum anderen die anderen Betriebe. 
Über 600 Millionen € dessen, was Sie heute im 
Nachtragshaushalt verankern, setzen Sie in den 
BLB. 

Nun will ich Ihnen nicht verheimlichen, dass auch 
ich der Auffassung bin, dass der BLB in den 
nächsten Jahren zusätzliches Geld braucht. Das 
liegt an dem Konstrukt insgesamt. Das wird in den 
nächsten Jahren stückweise mehr. Das liegt auch 
daran, dass er aus Brandschutzgründen Renovie-
rungen vornehmen muss, und zwar zum Beispiel 
bei den Universitäten. Der gesamte Investitions-
stau, der sich in den nächsten Jahren dort anhäuft 
und den übrigens jede Regierung als Problem ge-
habt hätte und der nicht von der letzten und auch 
nicht dieser Regierung verursacht wurde, sondern 
der einfach vor uns liegt, wird sich an dieser Stelle 
ein Stück weit manifestieren. 

Deswegen brauchen Sie aber nicht über 600 Mil-
lionen € an diesem Punkt in diesem Nachtrags-
haushalt zu etatisieren. Sie könnten das in der Tat 
genauso gut in den nächsten Jahren jeweils dann, 
wenn die Erfordernisse da sind. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das heißt konkret, Sie schaffen hier einen künstli-
chen Berg, damit Sie sich in den nächsten Jahren 
gut darstellen können. 

Haushaltspolitisch kann ich das nachvollziehen. 
Eine Opposition, die eine Regierung übernimmt, 
macht das gerne. Dass Sie dann aber von Haus-
haltswahrheit und Haushaltsklarheit reden und 
sich dann hier als die Guten verkaufen, das ist 
auch an dieser Stelle völlig daneben und hat kei-
nen anderen Sinn, als – jetzt komme ich in der Tat 
in diesem Zusammenhang zu 2006 – sich eine 
gute Ausgangsbasis für 2006 zu schaffen. 

Gucken wir uns die Zahlen 2006 an. Wenn wir 
den BLB, wenn wir die Sondereinflüsse, wenn wir 
die Steuermindereinnahmen herausnehmen, dann 
sehen wir, dass Sie mit dem Haushalt, den Sie 
sich so an die Fahne heften, dessen Sie sich so 
rühmen, bis auf ungefähr 200 Millionen € genau 
bei dem wären, was Rot-Grün auch angesetzt 
hätte, wenn Sie nicht diese künstlichen Aktionen 

veranstalteten, von denen ich gerade gesprochen 
habe. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Gisela 
Walsken [SPD]: Richtig!) 

Es geht also dann höchstens um eine Spitze von 
200 Millionen €. Das ist der Sinn und Zweck die-
ser Aktion. Sie wollen, weil Sie Ihre eigenen Ver-
sprechen nicht einhalten können – für das Jahr 
2005 nicht und für das Jahr 2006, wo Sie die Ver-
antwortung schon übernehmen, ebenfalls nicht –, 
uns hier heute etwas an die Backe heften, was 
dort nicht hingehört.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Meine Damen und Herren, was ist Ihr Verspre-
chen? – Sie wussten – Frau Freimuth hat es eben 
noch einmal gesagt – seit zehn Jahren, in wel-
chem Zustand die Haushalte sind. So sagten Sie 
es sinngemäß. Wenn Sie das wussten, wie kom-
men Sie dann eigentlich dazu, im Wahlkampf 
2005 die gesamten Versprechen zu machen, die 
Sie gemacht haben? Sie haben 8.000 neue Leh-
rerstellen versprochen – oder 7.000, je nachdem, 
welche Zahl man nimmt. Sie haben Versprechen 
gemacht hoch und runter zur Landesjugendförde-
rung. Sie haben versprochen hoch und runter. 
Aber nichts davon haben Sie gehalten. 

Sie wussten angeblich, in welchem Zustand die 
Haushalte waren. Trotzdem haben Sie gesagt, 
Sie verbinden die Haushaltskonsolidierung mit 
Mehrausgaben. Sie haben sich diese Regierung – 
das muss ich Ihnen deutlich sagen – unter Vor-
täuschung falscher Tatsachen erschlichen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zurufe von CDU 
und FDP: Oh!) 

Insofern ist es heute, sechs Monate nach Ihrem 
Regierungsantritt, an der Zeit, Ihnen deutlich zu 
sagen: Ab jetzt werden Sie an dem gemessen, 
was Sie machen. Es geht nicht, dass Sie dieses 
Spiel hier weiter spielen. Herr Klein, das gilt auch 
für Ihre Rede vorhin. 

Dazu will ich Ihnen auch noch etwas sagen, Herr 
Klein. Sie arbeiten sich in Ihrer Rede zu drei Vier-
teln an dem ehemaligen Ministerpräsidenten ab. 
Der heißt, glaube ich, Steinbrück. Der ist jetzt der 
Finanzminister der großen Koalition in Berlin.  

(Zuruf von der CDU: Schlimm genug!) 

Sie werden als Landesregierung mit diesem Fi-
nanzminister zu tun haben. Entweder ist der so 
unseriös, wie Sie behaupten, dann frage ich mich, 
wie Sie mit ihm in Zukunft zusammenarbeiten wol-
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len und mit ihm nach dieser Rede klarkommen 
wollen.  

(Zurufe von der CDU) 

Oder der ist nicht so unseriös. Dann waren Sie 
vorhin unseriös.  

Meine Damen und Herren, von all den Verspre-
chungen ist faktisch sehr wenig übrig geblieben.  

Ob Sie die Schattenhaushalte auflösen, von de-
nen Sie sprechen, werden wir sehen, wenn wir 
uns Ihren Haushaltsentwurf zum Einzelplan 20 
sehr genau angucken können. Den haben wir ja 
bisher noch nicht gesehen. 

Ich bin zum Beispiel gespannt darauf, ob bei Ih-
nen eine Position „Verkauf von Forderungen“ feh-
len wird. Ich bin zum Beispiel gespannt darauf, ob 
bei Ihnen eine Position fehlen wird „Erlöse aus 
dem Verkauf einer Stiftung an die katholische Kir-
che“, womit auch die Vorgängerregierung jeweils 
Probleme hatte. Wir könnten viele dieser Positio-
nen durchgehen. Wir werden dann in der Praxis 
sehen, ob Sie realistischer sind. 

Bei der Steinkohle, Frau Kollegin Freimuth, haben 
Sie große Ankündigungen gemacht. Was ist dabei 
herausgekommen? – Sie sind noch nicht einmal 
als Bettvorleger gelandet im Verhältnis zu dem, 
was Sie da veranstaltet haben. 

(Beifall von den GRÜNEN – Rüdiger Sagel 
[GRÜNE]: Richtig!) 

Sie wollen sparen und geben im nächsten Jahr – 
das ist dieses Jahr schon vielfach angekündigt 
worden – 11 Millionen € für den Flughafen Müns-
ter/Osnabrück aus. Sie wollen sparen und geben 
10 Millionen € für Ihr Klientel in der Landwirt-
schaftskammer aus. Sie sparen nicht. Sie vertei-
len an Ihr Klientel. Der Kollege Sagel hat Recht, 
und Sie haben Unrecht. Sie wollen uns etwas an 
die Backe heften, was Sie selber tun. 

Der Kollege Börschel hat schon darauf hingewie-
sen: Wir sind sehr gespannt – auch das gehört in 
die Nachtragshaushaltsdebatte –, wie Sie mit den 
Kommunen umgehen. Natürlich, im Moment sieht 
es so aus, als ob sich nicht viel verändert. Im 
Moment sieht es so aus. Trotzdem – wer genau 
hinschaut, weiß, dass auch dieses Jahr bereits 
die Veränderungen durchschlagen: Ursprüngliche 
Kürzungen bei der Städtebauförderung 32 Millio-
nen €, zurückgenommen davon 19 Millionen €, 
immer noch nicht entsperrt 13 Millionen €. Das ist 
Geld, das den Kommunen für wichtige Projekte 
fehlt und das der Konjunktur fehlt.  

Meine Damen und Herren, ob Sie die Zweckzu-
weisungen, die Sie – von der Systematik her kann 
ich das durchaus nachvollziehen – aus der Ver-
bundmasse des Gemeindefinanzierungsgesetzes 
herausnehmen, dann an anderer Stelle im Haus-
halt etatisieren – keiner von uns weiß das. Ob den 
Kommunen das Geld fehlt, ob es der Konjunktur 
fehlt – wir wissen es nicht. Eines wissen wir aller-
dings: Bei Ihren Steuereinnahmen, bei Ihrer Pla-
nung für das Jahr 2006 gehen Sie von einem 
Konjunkturwachstum von 1,8 % aus. Das kann 
gelingen, weil die Konjunktur im Moment etwas zu 
drehen scheint. Aber es kann eben auch sehr gut 
sein, dass es Ihnen nicht gelingt. Und wenn es 
Ihnen nicht gelingt, werden Sie im nächsten Jahr 
das gleiche Problem haben, das die Landesregie-
rung in den letzten Jahren hatte und das Ihre 
Landesfinanzminister in anderen Ländern hatten, 
nämlich das Problem, dass Sie hinter Ihren ge-
schätzten Steuereinnahmen zurückbleiben.  

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Becker. 

Horst Becker (GRÜNE): Ich sage Ihnen: Wenn 
das der Fall wäre, wären das Ihre Fehler und nicht 
die der anderen. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Becker, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Möbius? 

Horst Becker (GRÜNE): Gern. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte, Herr Mö-
bius. 

Christian Möbius (CDU): Herr Kollege Becker, 
sind Sie bereit zur Kenntnis zu nehmen, dass im 
Nachtragshaushalt, über den wir jetzt sprechen, 
zugunsten der Kommunen eine Kostenerstattung 
für geduldete ausländische Flüchtlinge in Höhe 
von 80 Millionen € bereitgestellt worden ist?  

Horst Becker (GRÜNE): Also, ich danke Ihnen 
ausdrücklich für diese Vorlage, Herr Kollege. Ich 
bin nicht nur bereit, das zur Kenntnis zu nehmen, 
sondern ich habe aus den Protokollen dieses Jah-
res auch zur Kenntnis genommen, dass Sie re-
gelmäßig gefordert haben, dass dies als Lan-
desaufgabe ausschließlich vom Land finanziert 
werde; das haben Sie aber nicht umgesetzt, Herr 
Kollege. – Schönen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kollege Becker. – Für die FDP spricht nun 
noch einmal Frau Freimuth. 

Angela Freimuth (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Lieber Kollege Becker, ich 
will jetzt gar keine Diskussion anfangen – nehmen 
Sie einfach zur Kenntnis: Bettvorleger will ich we-
der bei Ihnen noch bei irgendjemandem sonst 
sein. 

(Heiterkeit und Beifall von der FDP) 

Allerdings, zu einer Sache erlauben Sie mir dann 
doch den Hinweis – ganz kollegial –: Wir haben 
immerhin verabredet, dass wir aus dem subventi-
onierten Steinkohlebergbau aussteigen werden. 
Eine solche Verabredung haben Sie in der Zeit 
Ihrer Regierungsverantwortung niemals hinge-
kriegt. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Wir werden auch nach wie vor alles daransetzen 
und dafür arbeiten und kämpfen, dass wir aus 
dem subventionierten Steinkohlebergbau auch 
aussteigen, weil wir das Geld nämlich für wichti-
gere Investitionen brauchen.  

Zu dem Thema der Kliniken, das vorhin schon 
angesprochen wurde, und zu der Frage, wie man 
miteinander umgeht! Ich halte das wirklich für ei-
nen Knaller: Sie haben Haushalte der nachfol-
genden Jahre, für die Sie keine Legitimation mehr 
hatten, durch Verpflichtungsermächtigungen in 
einer Art und Weise gebunden, deren Bewertung 
wir sicherlich noch gesondert vornehmen werden.  

Wenn der Kollege Börschel hier vorhin das Ge-
meindefinanzierungsgesetz angesprochen hat, 
dann erlauben Sie mir ebenfalls nur einen ganz 
kleinen kollegialen, freundschaftlichen Hinweis: 
Sie sind es gewesen, die Kreditierungen vorge-
nommen haben, die die Kommunen in den Jah-
ren 2005 und 2006 zurückzahlen müssen, und 
zwar völlig unabhängig davon, ob Sie sie in die 
Lage versetzt haben, was durch eine gesunde ech-
te Gemeindefinanzreform nach FDP-Vorschlag 
möglich gewesen wäre.  

(Gisela Walsken [SPD]: Fehlende Steuerein-
nahmen!) 

– Frau Kollegin Walsken, was die Steuereinnah-
men angeht, können wir uns gern unterhalten. 
Lassen Sie uns aber zunächst einmal im Detail 
angucken, wie es mit den Steuereinnahmen ge-
laufen ist. Wo sind Ihre Beiträge dazu gewesen, 
dass wir im Land Nordrhein-Westfalen mehr 
Steuereinnahmen haben? Wo sind Ihre Beiträge 

dazu gewesen, dass wir Menschen wieder in so-
zialversicherungspflichtige, steuerpflichtige Be-
schäftigung bekommen? Da liegt doch der Hase 
im Pfeffer. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Sie haben Ihre verfassungswidrigen Haushalte – 
die Überschreitung der Verfassungsobergrenze – 
mit einer Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts begründet und unter anderem die 
hohen Arbeitslosenzahlen angeführt. Aber nicht mit 
einer einzigen Maßnahme in Ihren Haushalten über 
die Verfassungsgrenze hinaus haben Sie Schritte 
unternommen, die tatsächlich zur Abwendung ei-
ner Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts – unabhängig von der Frage, ob sie hier 
im Land Nordrhein-Westfalen überhaupt bestanden 
hat; die Diskussion darüber haben wir ausgeklam-
mert – geführt hätten. Sie haben es vielmehr unter-
lassen, diese Störung abzuwenden. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Freimuth. – Für die Landesregierung spricht 
nun der Finanzminister, Herr Dr. Linssen. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Lassen Sie mich zum Schluss der Debatte Fragen 
beantworten, die im Laufe der Diskussion heute 
gestellt wurden.  

Ich fange mit dem Kleinsten an: Frau Kollegin 
Walsken hat den Kollegen Petersen gefragt, wie 
denn die Stelle im Nachtragshaushalt heiße, in 
der zu den Kliniken Aachen, Düsseldorf und Es-
sen etwas ausgesagt ist, nämlich das, was für In-
vestitionen noch nachfinanziert werden musste. 
Das finden Sie in der Haushaltsstelle 891 30.  

(Gisela Walsken [SPD]: Nee, nee!) 

Das sind einmal 4 Millionen € für Aachen, einmal 
4 Millionen € für Essen und einmal 3 Millionen € 
für das Klinikum Düsseldorf. Ich vermute aller-
dings, dass Sie darauf hinaus wollten, dass an-
sonsten der gesamte Bedarf über den BLB ge-
deckt werden sollte. Aber das ist, glaube ich, das, 
was Sie hier heute erfahren können.  

Ich würde gern in einer zweiten Anmerkung auf 
die Steuerschätzungen der verehrten Kollegin 
Walsken zu sprechen kommen. Sie hat hier vor-
getragen, dass wir ja über 35 Milliarden € Steuern 
einnähmen. Sie hat dann offensichtlich auf die 
34,3 Milliarden € im Haushalt die per Ende No-
vember von uns im Internet dargestellten 822 Mil-
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lionen € Mehreinnahmen zu diesem Betrag ad-
diert.  

Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, Frau 
Kollegin Walsken, dass wir per Ende November 
29.682.239.000 € auch im Internet ausgewiesen 
haben. Auf diesen Betrag können Sie dann die 
822 Millionen € draufrechnen; dann bleibt der De-
zember unsicher. Ich sage Ihnen ganz offen: Das 
ist auch im vorigen Jahr der stärkste Monat gewe-
sen. Ob wir den erreichen werden, wissen wir 
nicht. Also werden wir einen Deubel tun und die 
822 Millionen € minus 430 Millionen € – das heißt 
also 390 Millionen € – dann als Plus im Haushalt 
ausweisen. Wir gucken uns lieber erst einmal den 
Monat Dezember an und warten das ab. Solche 
Luftnummern, wie sie früher – mit Ihrer Hilfe – 
gemacht wurden, werden in dieser Regierung 
nicht gemacht. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich darf auf einen dritten Punkt kommen, der im 
Laufe der Debatte eine Rolle gespielt hat: Sie ha-
ben immer wieder davon gesprochen, es würde 
eine Klientelpolitik für die Landwirtschaft gemacht 
und das Kindertagesstättengesetz würde vernach-
lässigt. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: So ist es!) 

– Ich kann nachvollziehen, Herr Kollege Sagel, 
dass Ihnen das besonders am Herzen liegt, aber 
ich will Sie darauf aufmerksam machen, dass sich 
Rot-Grün darauf geeinigt hatte, Ende 2004 ein 
Gutachten in Auftrag zu geben, in dem verbindlich 
festgelegt werden sollte, wie die Anteile sind, die 
die Kammer selbst über die Kammerumlage zu 
finanzieren hat und was Teil der öffentlichen 
Hand, das heißt des Landes Nordrhein-Westfalen 
ist. 

Dieses Gutachten ist Ende 2004 vom Finanzmi-
nisterium in Auftrag gegeben worden – nicht von 
uns. Was darin steht, können Sie nachlesen; ich 
habe auch nichts dagegen, dass es veröffentlicht 
wird, wenn es durch das Kabinett gegangen ist, 
aber das ist es noch nicht. Das Gutachten sagt: 
Im Jahre 2006 ist der Anteil des Landes 100,5 Mil-
lionen €. Dort ist fein säuberlich aufgesplittet, was 
wirklich Aufgabe ist, was über die Kammerumlage 
bezahlt werden muss und was das Land bezahlt. 
Das ist mehr als bisher. 

Ich darf Sie auch darüber aufklären, dass diese 
100,5 Millionen € für 2006 um rund 12,5 Millio-
nen € Einnahmen vermindert wurden. Dann sind 
wir bei 88,1 Millionen €. Davon habe ich dem Kol-
legen Uhlenberg im Laufe der Verhandlungen – 
obwohl er zu Recht gebeten hat, bei dem Gutach-

ten zu bleiben, weil das die kodifizierte Lage ist, 
die die alte Regierung haben wollte – noch 
2,5 Millionen € „aus den Rippen geleiert“. Dann 
war ich bei 85,6 Millionen €. Diese stehen im 
Haushalt des Jahres 2006. Die können sie natür-
lich mit den Ausgaben des Jahres 2005 – 
75,3 Millionen € – vergleichen. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: So ist das!) 

Dann haben Sie 10,3 Millionen € Mehrausgaben. 
Aber es ist eine Frage der Betrachtungsweise: 
Sehe ich das in Bezug auf 2005, oder sehe ich 
das, was Rot-Grün wirklich ausgeben wollte, näm-
lich die 100,5 Millionen €? 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Sie wissen auch, dass die Kammer am Ende war. 
Sie wissen, welche öffentliche Diskussion es dar-
über gegeben hat. Sie wäre – da hat der Kollege 
Uhlenberg völlig Recht – im Jahre 2006 erledigt 
gewesen, wenn wir nicht auf der Grundlage die-
ses Gutachtens diesen Betrag bewilligt hätten. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Reduzieren!) 

Das ist keine Klientelpolitik, sondern das, was Sie 
politisch gewollt haben! Das führen wir durch. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich komme zu ein paar Bemerkungen über den 
Haushalt. Ich hätte mich auch noch furchtbar ger-
ne an dem Kollegen Börschel abgearbeitet, aber 
er hat nun wirklich nicht über 2005 gesprochen, 
sondern nur über 2006, und er hat über ein GFG 
spekuliert, das er nicht kennt. Das machen wir zu 
gegebener Zeit, wenn Sie das GFG kennen. Dann 
wird all das, was Sie hier vorgetragen haben, wie 
ein Kartenhaus zusammenfallen, Herr Kollege 
Börschel, weil die Kommunen im Haushalt 2006 
sehr gut wegkommen. Das darf ich Ihnen jetzt 
schon versprechen. 

Ich rate der vereinigten Opposition, sich irgend-
wann klar darüber zu werden, ob Sie uns deswe-
gen beklagen, weil wir nicht genug konsolidieren, 
nicht genug sparen, oder weil wir zu viel sparen, 
das heißt Kahlschläge veranstalten. Dazu müssen 
Sie sich irgendwann durchringen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sie haben aber 
beides versprochen!) 

Sie erklären uns permanent, mit 5,88 Milliarden € 
Nettoneuverschuldung für 2006 hätten wir noch 
zu viel Schulden gemacht. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Damit erfüllen 
Sie nicht Ihre Wahlversprechen!) 

– Nein, wir sprechen jetzt nicht über Wahlverspre-
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chen. Sie können im Einzelnen nachlesen, was 
wir da gesagt haben. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sicher sprechen 
wir über Wahlversprechen!) 

Wir sprechen jetzt über den Haushalt 2005, 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Ach, der hat mit 
den Wahlversprechen nichts zu tun?) 

und da erklären Sie, wir hätten nicht genug ge-
spart. Sie müssen sich irgendwann einmal zu ei-
ner klaren Haltung durchringen, sonst wird das 
nichts mit Ihrer Opposition, um es klar zu sagen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dann hat die Kollegin Walsken darauf aufmerk-
sam gemacht, wir verantworteten die horrende 
Nettoneuverschuldungssumme von 7,4 Milliar-
den €. Frau Kollegin Walsken, Ihre Fraktionsvor-
sitzende wusste das schon etwas besser. Sie er-
innern sich an die erste Lesung, als sie hier auf-
getreten ist und gesagt hat: Das, was an Einnah-
men ausgefallen ist, müssen wir wohl verantwor-
ten.  

Wir verantworten ein paar kleine Ausgaben in Hö-
he von 200 Millionen €, die höher ausgefallen 
sind. Bezüglich der Pandemie ist beispielsweise 
die Ausgabe von 33 Millionen € dazugekommen, 
die wir später ja noch einmal erhöhen mussten. 
Die würden Sie auch verantworten. 

Der Kollege Sagel war so freundlich, für die Grü-
nen zu erklären, dass er das, was wir an Zuwei-
sungen zur BVG gemacht haben, auch überneh-
men würde und auch für richtig hielte. Da kann ich 
Ihnen nur sagen: Wenn Sie das addieren, kom-
men Sie von den 2,1 Milliarden € höherer Netto-
verschuldung im zweiten Nachtrag bei der SPD 
auf rund 1,2 Milliarden €, die sie gerne überneh-
men würde – natürlich wollen Sie nicht BLB und 
BVG, darüber können wir gesondert sprechen –, 
und die Grünen übernehmen 1,5 Milliarden €. 
Wenn Sie uns dann irgendetwas vorwerfen, kapri-
ziert sich die ganze Diskussion auf BLB und BVG, 
so wie ich es von Anfang an getan habe. 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

In der Anhörung haben Sie von den Gutachtern 
Entsprechendes gehört. Darüber haben Sie hier 
nichts erzählt, weil Sie dort so schlecht abge-
schnitten haben, weil die Gutachter und Experten 
uns Recht gegeben haben. Nur, hören Sie doch 
auf, Frau Walsken, zu erzählen, da würden Spar-
strümpfe angelegt. Wenn wir diese beiden Betrie-
be entschulden – das passiert, das wissen Sie 

auch, weil Sie beim BLB in allen Sitzungen dabei 
gewesen sind –, 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Aha!) 

dann nehmen wir Schulden, die der Betrieb ge-
macht hat, in die Landesschulden hinein. Das ist 
im Rahmen einer Konzernbetrachtung das Nor-
malste, was es gibt. Dann wird nicht irgendwo 
Geld angelegt, das wir irgendwo verbrauchen 
können. 

Sie kennen doch die Zahlen des BLB. Sie kennen 
die Budgetierung für die nächsten Jahre. Dann 
wissen Sie, dass dort operativ nach wie vor kein 
Gewinn gemacht wird. Wo sollen wir da irgendwo 
einen Sparstrumpf haben? Ich hätte ihn gern. 
Vielleicht wären Sie so clever gewesen und hätten 
das gemacht. Ich mache es aber nicht, weil ich 
mich mit jeder Zahl dieses Haushalts sowohl im 
Nachtrag als auch im Haushalt 2006 vor jede Öf-
fentlichkeit stellen und klar machen werde – das 
wird auch bewiesen werden –, dass Ehrlichkeit 
und Transparenz die Markenzeichen dieser Re-
gierung sind. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich möchte zum Schluss auf eine Bemerkung des 
Kollegen Becker zurückkommen. Die rot-grüne 
Vorgängerregierung hat bei den Einnahmen be-
stimmte Positionen angesetzt; ich darf sie viel-
leicht noch einmal genussvoll zitieren: 230 Millio-
nen € beim BLB, die nicht gekommen sind, 
105 Millionen € beim Verkauf von Beteiligungen, 
die nicht gekommen sind – das war die berühmte 
Geschichte, wo Sie nachgefragt haben im Be-
richterstattergespräch –, Schul- und Studienfonds 
50 Millionen €, Studiengebühren 45 Millionen € – 
alles nicht realisiert; insgesamt Ausfälle von 
584 Millionen €! 

Sie werden in dem von dieser Regierung aufge-
stellten Haushalt des Jahres 2006 keine solchen 
Positionen finden. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir werden solche Luftbuchungen nicht vorneh-
men – damit das ganz klar ist. Hier wird kein Ta-
felsilber verkauft. Hier werden keine globalen 
Minderausgaben gemacht. Dies ist ein Haushalt 
der Transparenz und der Ehrlichkeit. Daran las-
sen wir uns auch messen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Für die SPD-Fraktion hat jetzt Frau 
Walsken das Wort. 
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Gisela Walsken (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Das kann man so nicht 
stehen lassen. Deshalb möchte ich mich an eini-
gen Stellen gerne noch einmal mit Ihren Zahlen 
auseinander setzen, Herr Finanzminister. Es 
bleibt bei dem, was ich vorhin gesagt habe: Sie 
starten mit 7,4 Milliarden € und damit mit einer 
Rekordverschuldung, die nicht nötig wäre. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sie wäre für dieses Jahr absolut nicht nötig; denn 
in einen wirtschaftlich gesunden Betrieb – die Kol-
leginnen und Kollegen aus der CDU und der FDP 
sind in den Verwaltungsratsitzungen ja dabei –, 
einen Betrieb, der sich am Markt behauptet hat, 
einen Betrieb, der nicht einmal Liquiditätsproble-
me hat, ohne Not 1,2 Milliarden € herüberzuschie-
ben ist eine Operation, die nicht seriös ist. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wenn Sie daran erinnern, dass wir sehr wohl auch 
Teile des Nachtragshaushalts auf unsere Kappe 
genommen haben, muss ich sagen: Das sind ge-
nau die Teile, die wir auch seriös decken würden, 
ohne zusätzliche Schulden aufzunehmen – genau 
die Summe von 1,2 Milliarden €. 

Sie ist nicht seriös, weil die Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler in unserem Lande dies finanzieren. 
Und genau das werfe ich Ihnen vor, Herr 
Dr. Linssen. 

Damit bin ich bei Ihrer Operation Steuereinnah-
men. Herr Dr. Linssen, Sie versuchen seit drei 
Monaten, uns im Haushalts- und Finanzaus-
schuss jedes Mal zu erklären, die Steuereinnah-
men brächen weg. Das haben Sie im September 
gemacht; das haben Sie im Oktober gemacht; das 
haben Sie im November gemacht. Tatsache ist – 
Sie haben das selbst veröffentlicht –, dass wir im 
Moment 3 % mehr Steuereinnahmen haben als 
kalkuliert, also 820 Millionen € Mehreinnahmen – 
die Sie in diesem Haushalt verschweigen, Herr 
Finanzminister! 

(Beifall von der SPD) 

Wenn wir über Transparenz und Klarheit reden, 
dann fordere ich Sie hier auf: Schreiben Sie das in 
den Haushalt hinein! Sie hätten die Ergänzungs-
vorlage nutzen können, um diese Summe zusätz-
lich hineinzuschreiben. 

(Beifall von der SPD) 

Sie hätten Ihre so groß angekündigte Haushalts-
sperre nutzen können, um eine globale Minder-
ausgabe im Haushalt auszubringen. Geredet ha-
ben Sie von 100 Millionen €. Im Haushalt steht 

nichts. Das ist eine zusätzliche Aufblähung der 
Verschuldung, meine Damen und Herren. 

An dieser Stelle werden wir Sie immer wieder stel-
len; denn die Verschuldung ist das eine, die Auf-
blähung der Verschuldung das andere. Jetzt ei-
nen Haushalt für 2006 vorzulegen, mit dem schon 
bei seiner Einbringung so viele Schulden aufge-
nommen werden sollen wie noch nie zuvor in die-
sem Lande, das ist der Gipfel der „seriösen Fi-
nanzpolitik“, meine Damen und Herren: 5,9  Milli-
arden €! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Zahlreiche 
Zurufe von der CDU) 

Was Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit be-
trifft, will ich einen weiteren Punkt kurz anspre-
chen: Es gehört auch zur Haushaltswahrheit und 
Haushaltsklarheit, darzustellen, warum ich 1,2 Mil-
liarden € in einen Betrieb stecke, von dem ich 
weiß, dass er es in diesem Jahr überhaupt nicht 
nötig hat. Ich kann hier doch nicht hingehen, eine 
Luftbuchung vornehmen und von Schattenhaus-
halten reden, von denen ich bereits heute weiß, 
dass ich dieses Geld in den nächsten Jahren – 
deshalb ist das Ganze ein Sparstrumpf – wieder 
in den Haushalt zurückführen kann – nämlich 
dann, wenn ich nach außen hin darstellen will, wie 
optimal ich mit dem Geld umgehe. 

Das war zum jetzigen Zeitpunkt nicht nötig. Herr 
Finanzminister, Sie wissen das auch; denn Ihre 
Kolleginnen und Kollegen haben mit im Verwal-
tungsrat gesessen. Sie appellieren immer wieder 
an die Seriosität, und deshalb reden wir hier auch 
nicht darüber. Sie wissen es aber ganz genau. 

Meine Damen und Herren, ich resümiere: Ihre ei-
gene Messlatte, die Neuverschuldung zurückfüh-
ren, ist gerissen. Sie haben höhere Schulden ge-
macht. Sie haben weniger Chancen, aber zusätz-
liche Privilegien für wenige eröffnet – auch für 
2006. Das ist eine Politik ohne Herz und 
Verstand. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete Walsken. – Die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat noch Herrn Sagel ange-
meldet. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE] schüttelt den Kopf.) 

– Er verzichtet. – Dann hat Herr Witzel noch 
20 Sekunden, die er gerne auch noch verbrau-
chen möchte. Das reicht gerade für eine Begrü-
ßungs- und eine Abschiedsformel. Bitte schön. 
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Ralf Witzel (FDP): Frau Kollegin Walsken, ein 
Nachtrag zum Thema Wahrheit und Klarheit: Was 
systematisch auffällt – deshalb gibt es für diejeni-
gen, die jetzt in der Verantwortung stehen, auch 
gar keine Alternative dazu, einen Nachtragshaus-
halt auf den Weg zu bringen –, ist der Umstand, 
dass unmittelbar bis zum Termin der Landtags-
wahl viele Ansätze, die auf das Jahr angelegt wa-
ren, überproportional ausgegeben wurden. 
Schauen Sie sich nur einmal im Bildungsbereich 
an, wie dort auf Ganztagsmittel und auf Vertre-
tungsmittel weit überproportional zugegriffen wur-
de. Ohne einen Nachtragshaushalt könnten daher 
viele Angebote seit der Sommerpause nicht mehr 
stattfinden. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Witzel. – Jetzt hat noch einmal der Finanzminis-
ter, Herr Dr. Linssen, das Wort. Bitte schön. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Noch ein paar Bemerkungen zu den Behauptun-
gen von Frau Walsken: Frau Walsken hat gerade 
gesagt, wir würden den beiden Betrieben BLB und 
BVG 1,2 Milliarden € herüberschieben. Ich darf 
Sie auf Folgendes aufmerksam machen, Frau 
Walsken: Es sind 613 Millionen € für den BLB und 
330 Millionen € für die BVG – die Kapitalmaß-
nahme, die auch die Grünen für richtig halten –, 
also zusammen 943 Millionen €. Ich vermute, 
dass Sie bei Ihrer Zahl auch die Ausstattung des 
Länderfinanzausgleiches von 400 Millionen € ein-
gerechnet haben. 

(Gisela Walsken [SPD]: Nein, Herr Kollege!) 

Diesen wollten Sie nach Aussage Ihrer Fraktions-
vorsitzenden aber mittragen. Das hat sie jeden-
falls hier so erklärt. 

(Zuruf von Ralf Jäger [SPD]) 

Erwähnen Sie hier also nicht eine Zahl von 
1,2 Milliarden €. 

(Gisela Walsken [SPD]: Doch! Es sind 
1,2 Milliarden €!) 

– Sie können natürlich auch noch dazurechnen, 
was Sie an Einnahmen in Bezug auf Verkäufe des 
BLB nicht realisieren konnten. 

(Gisela Walsken [SPD]: Nein, das gehört 
dort nicht hinein!) 

Dieser Diskussion haben wir uns immer gestellt 
und stellen wir uns auch gerne; denn je mehr Sie 
darin herumrühren, desto klarer wird natürlich 

auch der Öffentlichkeit, welche Luftnummern Sie 
hier gebaut haben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Zu den Steuereinnahmen habe ich einmal im 
Haushalts- und Finanzausschuss eine Bemerkung 
zum September-Ergebnis gemacht. Ich habe – so 
erinnere ich mich – nicht zu mehreren Monaten, 
sondern nur zum September erklärt, dass dieser 
Monat einen Einbruch gebracht hat. Das stimmt 
auch so. Wir haben bisher ein ordentliches Er-
gebnis per Ende November von 822 Millionen € 
Plus gegenüber 2004.  

Frau Walsken, obwohl Sie es besser wissen, ha-
ben Sie wieder die Bemerkung gemacht, ich hätte 
diesen Betrag in den Nachtragshaushalt einstellen 
können. Sie wissen ganz genau, dass Ihre Regie-
rung, Ihr Finanzminister, Kollege Dieckmann, 
430 Millionen € Plus für 2005 eingestellt hatte. Wir 
sprechen also über eine Differenz von 390 Millio-
nen €. Da der Dezember ein steuerstarker Monat 
ist und wir nach allen Expertenmeinungen nicht 
sicher sein können, dass die Steuern in gleicher 
Höhe wie 2004 wieder hereinkommen, kann ich 
auch diese 390 Millionen € Plus, die wir derzeit 
haben, nicht in den Haushalt einstellen. 

(Beifall von der CDU) 

Das sage ich zum Schluss noch einmal, damit Ih-
re Zahlen korrigiert werden. – Herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf Drucksachen 14/300 und 14/800. Der 
Haushalts- und Finanzausschusses empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung Drucksache 
14/900, den Gesetzentwurf in der Fassung seiner 
Beschlüsse zur zweiten Lesung anzunehmen. 
Darüber lasse ich jetzt abstimmen. Wer dafür ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Wer ist da-
gegen? – Gibt es Stimmenthaltungen? – Dann ist 
die Beschlussempfehlung mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU und der FDP gegen die 
Stimmen der Fraktionen der SPD und der Grünen 
angenommen und der Gesetzentwurf in zweiter 
Lesung verabschiedet. 

Gemäß § 68 Abs. 2 der Geschäftsordnung sind 
Gesetzentwürfe zum Haushaltsgesetz in drei Le-
sungen zu beraten. Die Fraktionen haben sich 
darauf verständigt, die dritte Lesung des Nach-
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tragshaushalts unmittelbar anzuschließen. – Ich 
sehe keinen Widerspruch. Beratungsgrundlagen 
für die dritte Lesung sind wie vorhin die Be-
schlussempfehlung und der Bericht des Haus-
halts- und Finanzausschusses zur zweiten Le-
sung Drucksache 14/900. Ich weise darauf hin, 
dass es noch einen Entschließungsantrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
14/918 gibt.  

Eine Debatte in der dritten Lesung ist nicht mehr 
vorgesehen.  

Wir kommen direkt zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf Drucksachen 14/300 und 14/800 ent-
sprechend der Beschlussempfehlung Drucksache 
14/900. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. – Wer ist dagegen? – Gibt es Enthaltun-
gen? – Dann ist der Gesetzentwurf in dritter Le-
sung endgültig verabschiedet und angenommen. 

Wir kommen zum Entschließungsantrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
14/918. Wer für diesen Entschließungsantrag ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Bündnis 
90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – CDU- und 
FDP-Fraktion. Wer enthält sich? – SPD-Fraktion. 
Damit ist dieser Entschließungsantrag gegen die 
breite Mehrheit des Landtags abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

4 Strommarkt liberalisieren – Stadtwerke als 
Stromerzeuger stärken! 

Antrag 
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/867 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die an-
tragstellende SPD-Fraktion dem Kollegen Herrn 
Dr. Horstmann das Wort. Bitte schön. 

Dr. Axel Horstmann (SPD): Herr Präsident! Mei-
ne sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Nachdem wir uns gestern abermals mit den Ursa-
chen und Konsequenzen des Stromversorgungs-
ausfalls im Münsterland zu beschäftigen hatten, 
soll diese Plenarsitzung nicht verstreichen, ohne 
dass auch von guten Nachrichten aus der Versor-
gungswirtschaft die Rede ist. Diese gibt es auch, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.  

Zu den positivsten Nachrichten, die zu vermelden 
sind, gehört sicherlich, dass im Erzeugungssektor 
ganz wesentliche Investitionen bevorstehen, die 
sich schon während der Regierungszeit der alten 
Landesregierung auf weit über 5 Milliarden € er-
rechnen ließen und nun – hoffentlich von einer 

verlässlichen Energiepolitik auf Bundesebene 
flankiert – tatsächlich Platz greifen und realisiert 
werden sollen. 

Zu den guten Nachrichten gehört aber auch, dass 
es sich insbesondere auch um kommunalwirt-
schaftliche Aktivitäten handelt, die den Kraft-
werkspark in Nordrhein-Westfalen mit erneuern 
werden. 20 Stadtwerke wollen gemeinsam ein 
Steinkohlekraftwerk im Ruhrgebiet bauen. Sogar 
27 kommunale Unternehmen wollen ein Gas-
kraftwerk in Hamm-Uentrop errichten. Dies ist ei-
ne in Art und Größe neue wirtschaftliche Betäti-
gung kommunaler Unternehmen. Das begrüßen 
wir sehr. Es ist gut für Nordrhein-Westfalen, dass 
es diese Betätigung gibt. 

(Beifall von der SPD) 

Sie ist nicht nur deshalb für Nordrhein-Westfalen 
gut, weil das Investment milliardenschwer ist, 
sondern auch deshalb, weil es dazu beiträgt, den 
Wettbewerb in der Energiewirtschaft zu stärken, 
den wir brauchen.  

Frau Ministerin Thoben, 106 Anträge liegen auch 
in diesem Herbst wieder in Bezug auf die Anhe-
bung von Haushaltstarifen beim Strom vor. Ich 
habe gelesen, dass Sie sich bemühen, diese 
Preissteigerungen zu kappen, so gut es geht. Ei-
nem Viertel dieser Anträge soll jedenfalls in der 
beantragten Höhe nicht stattgegeben werden. Wir 
alle miteinander wissen aber auch, dass die staat-
liche Strompreisaufsicht allein überfordert ist, 
wenn es um faire Preise für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher geht. Ohne Wettbewerb gibt es 
keine fairen Preise. Ich füge hinzu, was in der E-
nergiewirtschaft gilt: Ohne Stadtwerke gibt es kei-
nen funktionierenden Wettbewerb und keine fai-
ren Preise. 

(Beifall von der SPD) 

Deshalb brauchen wir Bedingungen, die es den 
Stadtwerken ermöglichen, in diesem Wettbewerb 
zu bestehen. Der Wettbewerb zwischen Privaten 
und Stadtwerken ist seit der Liberalisierung der 
Märkte auch in der Energieversorgung längst 
möglich. Für die Stadtwerke gelten aber die Vor-
schriften des Gemeindewirtschaftsrechts. Um 
dennoch Wettbewerbschancen für die kommuna-
len Unternehmen auf diesem liberalisierten Markt 
zu schaffen, wurde 1999 – noch mit anderen 
Mehrheiten in diesem Hause – das Gemeinde-
wirtschaftsrecht nach § 107 der Gemeindeord-
nung ausdrücklich geändert. 

So ist beispielsweise die Forderung nach einem 
dringenden öffentlichen Zweck, der erfüllt sein 
muss, damit sich ein kommunales Unternehmen 
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